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Sabine Eiblmaier im Porträt 

Mai–Juni 2016

Standpunkt

RegalbetreuerInnen, die nahezu täglich an- 
und wieder abgemeldet werden. Journalis-
tInnen, die bestens in den Redaktionsalltag 

integriert sind und jahrelang auf die versprochene 
Anstellung warten. Pflegekräfte, die plötzlich als 
Selbstständige für ihren ehemaligen Dienstgeber 
arbeiten, was bedeutet, dass zwar das Arbeits-
pensum gleich bleibt, aber sie ihre Pensions- und 
Krankenversicherung selbst bezahlen müssen. 
Diese und viele weitere Beispiele sind der Grund 
dafür, dass die GPA-djp mit der Onlineplattform 
Watchlist Prekär (www.watchlist-prekaer.at) seit 
dem Vorjahr ein wirksames Instrument im Kampf 
gegen die wachsende Zahl der prekären Dienstver-
hältnisse anbietet.  

Die Erfahrungen der ersten Monate bestätigen den 
Handlungsbedarf. Während VertreterInnen der 
Wirtschaftskammer lautstark gegen die Watchlist 
Prekär kampagnisieren und behaupten, niemand 
werde zur Scheinselbstständigkeit gezwungen, 
melden sich bei uns immer mehr Betroffene und 
berichten genau das Gegenteil. Wir haben daher 
auch die Coverstory der aktuellen Ausgabe der 
Kompetenz diesem Thema gewidmet. 

Vor großen Herausforderungen steht im Moment 
die Stahlbranche in Österreich. Die österreichi-
schen Betriebe spüren die Billigkonkurrenz aus 
China und geben diesen Druck an die Beschäftig-
ten weiter. Personalkürzungen und Einsparungen 
sind in vielen Stahlunternehmen an der Tages-
ordnung. Im Beitrag zu diesem Thema kommen  
BetriebsrätInnen und ExpertInnen ausführlich zu 
Wort und berichten, wie mit diesen Herausforde-
rungen auf unterschiedlichen Ebenen umgegan-
gen werden kann. 

Nach wie vor dominiert das Thema Flüchtlinge 
die österreichische Medienlandschaft. Vor allem 
in den sozialen Netzwerken werden dabei Falsch-
informationen immer weiter geteilt und verbrei-
ten sich so wie das sprichwörtliche Lauffeuer. Wir 
werden angeblich überschwemmt, wir können 
uns die geflüchteten Menschen nicht  leisten, die 
Flüchtlinge kommen nur aus wirtschaftlichen 
Gründen zu uns und sind sowieso alle kriminell, 
lauten nur einige dieser Behauptungen. In einem 
Faktencheck zum Thema Asyl haben wir daher 
diese und weitere Mythen und Halbwahrheiten 
genau analysiert und richtiggestellt.  

Kampf gegen Scheinselbstständigkeit
von Dwora Stein
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Vor allem sehr junge und höher gebildete ArbeitnehmerInnen 
werden zunehmend in schlecht abgesicherte Arbeitsverhältnisse 
und Scheinselbstständigkeit  gedrängt. Auf der GPA-djp-Online-
Plattform Watchlist Prekär können Betroffene Missstände anonym 
melden und sich so gegen Ausbeutung wehren. 

von Andrea Rogy
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15.000 neue EinzelunternehmerInnen  
jedes Jahr.

zu finanziellen Einbußen. Als Alter-
native wird den MitarbeiterInnen, 
die oft über Jahrzehnte in einem 
Beruf im gleichen Betrieb angestellt 
waren, nur die Kündigung in Aus-
sicht gestellt. 

Doch auch viele junge Menschen, 
die neu ins Berufsleben einstei-
gen, werden in einem ersten Schritt 

mit einem freien Dienstvertrag ans 
Unternehmen gebunden. Häufig fal-
len Sätze wie: „Wenn alles gut läuft 
und die Auftragslage besser wird, 
können wir uns vorstellen, Sie in 
einem Jahr bei uns anzustellen …“ 
Viele prekäre Arbeitsverhältnisse 
bestehen dann über Jahrzehnte 

Die Scheinselbstständigkeit ist 
in der heutigen Arbeitswelt 
allgegenwärtig. Der Kunst-

vermittler erlebt sie, wenn er tage-
weise an- und wieder abgemeldet 
wird. Viele JournalistInnen arbeiten 
in einem normalen Redaktionsalltag 
und werden doch niemals angestellt. 
Besonders in der Landwirtschaft und 
im Tourismus bekommen immer 
mehr Beschäftigte als ein-
zige Möglichkeit einen 
freien Dienstvertrag oder 
Werkvertrag angeboten. 
„Aus der Beratungstätig-
keit unserer Interessen-
gemeinschaft work@flex 
wissen wir, dass immer mehr Arbeit-
nehmerInnen plötzlich in die Schein-
selbstständigkeit gedrängt werden“, 
berichtet GPA-djp-Expertin Veronika 
Kronberger. Der Arbeitsalltag ändert 
sich nicht, dafür verschlechtert sich 
aber die soziale und arbeitsrecht-
liche Absicherung und es kommt 

hinweg zu den schlechten Bedingun-
gen weiter. Die dabei ausgeübten 
Tätigkeiten gehen von wissenschaft-
licher Projektarbeit über Kreativbe-
rufe bis hin zur Personenbetreuung.

Kronberger verfolgt die Entwicklun-
gen auf dem Arbeitsmarkt schon 
seit Jahren: „Die Zahl der EPUs (Ein-
Personen-Unternehmen) und der 
Neuen Selbstständigen, also Men-
schen, die auf Werkvertragsbasis 
arbeiten, steigt seit vielen Jahren 
rasant an“, berichtet die Expertin. 
Von rund 15.000 EPU-Neugründun-
gen pro Jahr überlebt aber fast die 
Hälfte nicht einmal die ersten fünf 
Jahre ihres angeblichen Unterneh-
merInnen-Daseins. Diese Menschen 
verdienen im Jahr durchschnittlich 
unter 9.000 Euro brutto. Etwaige 
Kosten für Versicherung und Steu-
ern müssen noch abgezogen wer-
den. Kronberger glaubt nicht, dass es 
sich bei diesen Menschen immer um 
glückliche, selbstbestimmte Unter-
nehmerInnen handelt, denn: „Wie 
viel Freiheit, Glück und Selbstbe-
stimmtheit sind mit 9.000 Euro pro 
Jahr möglich?“

Negative Folgen

Für die Betroffenen bedeuten pre-
käre Beschäftigungen meist, dass 
sie mit weit weniger Geld auskom-
men müssen als ihre angestellten 
KollegInnen. Auch Sonderzahlungen 
wie Urlaubs- und Weihnachtsgeld 
bleiben ihnen verwehrt. Kronber-

ger weist auch auf gravie-
rende sozialrechtliche Nach-
teile hin: „Werkvertragsneh-
merInnen, die sich bei der 
SVA selbst versichern müs-
sen, erhalten erst ab dem 
42. Tag Krankengeld in der 

Höhe von 29 Euro pro Tag“, kritisiert 
die Expertin. Auch haben diese Men-
schen fast nie eine freiwillige Arbeits-
losenversicherung, weil sie sich diese 
in der Regel nicht leisten können. 
„Freie Dienst- und Werkvertragsneh-
merInnen sind sozial und arbeits-
rechtlich viel schlechter abgesichert 

Veronika Kronberger aus dem Geschäftsbereich Interessenvertretung  
in der GPA-djp berät prekär beschäftigte ArbeitnehmerInnen. 
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Die GPA-djp sagt prekären  
Dienstverhältnissen den Kampf an. 

als unselbstständig Beschäftigte“, 
kritisiert Kronberger. „Viele Betrof-
fene müssen wirklich von der Hand 
in den Mund leben.“

So wie Gilbert B., der jahrelang als 
„selbstständiger“ TV-Jour-
nalist gearbeitet hat. War er 
krank hat er sich mit Medi-
kamenten wieder auf die 
Beine gebracht, anstatt sich 
auszukurieren. Gab es wich-
tige persönliche Gründe, um 
plötzlich nicht verfügbar zu sein, hat 
er sie „hinuntergeschluckt“ und ist 
zur Arbeit erschienen. Dem gegen-
über standen Arbeitstage von bis zu 
zwölf Stunden, Wochenenddienste 
und jede Menge Abendtermine. 
Diese Zusatzbelastungen werden 
eher in Kauf genommen, wenn man 
befürchten muss, dass man bei man-
gelndem Übereifer schnell ausge-
tauscht wird. Herr B. sah sich selbst 
als „Mitarbeiter zweiter Klasse“. 

So ähnlich war es auch bei Andreas 
H., der viele Jahre lang als „freier 

Internetplattform richtet sich an 
Menschen in Scheinselbstständig-
keit, die ihre Rechte durchsetzen 
und sich sozial besser absichern 
wollen. Doch nicht immer sind 
die benachteiligenden Dienstver-

hältnisse klar als solche 
erkennbar. Hellhörig 
sollten Sie werden, wenn 
Sie eine angeblich selbst-
ständige Tätigkeit im 
Büro zu vorgegebenen 
Zeiten an einem fixen 

Arbeitsplatz durchführen müssen, 
wenn Dienstanweisungen zu befol-
gen sind und um Urlaub angesucht 
werden muss.

Auf der Homepage gibt es das 
Formular „Wehr dich!“, das ano-
nym ausgefüllt werden kann. Alle 
Daten, Rahmenbedingungen und 
vertraglichen Vereinbarungen 
zum eigenen freien Dienstverhält-
nis bzw. Werkvertrag können dort 
eingegeben werden. Die Anga-
ben werden an die Gebietskran-
kenkasse weitergeleitet, die dann 

(Schein-)Selbstständige haben weder die Möglichkeit in Krankenstand zu gehen, noch können sie Mehrarbeit abrechnen. 
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Mitarbeiter“ in einem großen Archi-
tekturbüro gearbeitet hat. Obwohl 
er sich in einem realen Angestell-
tenverhältnis befand, musste er 
selbst seine Beiträge in die Kran-
kenkasse einzahlen. Darüber hin-

aus wurde ihm weder eine Pensi-
ons- noch Arbeitslosenversicherung 
garantiert. Überstunden waren  
in seinem „Honorar“ bereits inbe-
griffen. „Krank werden war da  
nicht drinnen“, resümiert der 
Betroffene. 

Eigene Rechte durchsetzen

Die GPA-djp hat bereits im Som-
mer 2015 der wachsenden Zahl an 
prekären Dienstverhältnissen den 
Kampf angesagt und die Watch-
list Prekär ins Leben gerufen. Die 
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Unternehmensprüfungen durch-
führt und wenn notwendig, ent-
sprechende arbeits- und sozial-
versicherungsrechtliche Schritte 
einleitet.

Aus den bisherigen Erfahrungen 
heraus schätzt Kronberger, dass bis 
zu zwei Drittel der freien Dienst- 
und WerkvertragsnehmerInnen 
keine echten UnternehmerInnen, 
sondern Scheinselbstständige sind. 
„Diese Menschen wollen wir dabei 

Lohnzettel unterschreiben, der 
einen niedrigeren Betrag bzw. weni-
ger Stunden aufwies.

Eine Auswertung der Anfragen des 
ersten Dreivierteljahres zeigt deut-
lich, dass bei den meisten fragwür-
digen Beschäftigungsverhältnissen 
keine echte Selbstständigkeit vor-
lag. Ganze 89 Prozent der Kontakt-
suchenden gaben an, dass sie Wei-
sungen erteilt bekommen und ihre 
Arbeitsleistung kontrolliert wird. 
60 Prozent der Betroffenen werden 
selbst als Ansprechperson für einen 
vorgegebenen Bereich eingesetzt 
und dürfen sich dabei nicht vertre-
ten lassen. 66 Prozent jener Arbeit-
nehmerInnen, die sich via Watch-
list gemeldet haben, geben an, fixe 
Arbeitszeiten einhalten zu müssen, 
und 62 Prozent haben einen eige-
nen Arbeitsplatz mit Computer im 
Betrieb. „All das sind ganz klare Indi-
katoren für ein unselbstständiges 
Arbeitsverhältnis, ein freies Unter-
nehmertum lässt sich nicht erken-
nen“, sieht sich Kronberger bestä-
tigt. Ein Blick auf die Branchen, aus 
denen die Meldungen kommen, 
zeigt außerdem, dass sich die Miss-
stände nicht auf einige wenige 

unterstützen, ihre Rechte durchzu-
setzen und zu einer angemessenen 
sozialen Absicherung zu kommen.“

Grobe Missstände

Die Auswertung der bisherigen Mel-
dungen auf der Homepage zeigt, 
wie groß die Dimension der Miss-
stände ist. Vereinzelt traten grobe 
Verstöße gegen das Arbeitsrecht und 
schwerwiegende Vorwürfe gegen 
Arbeitgeber zutage: „Ich habe die 
Lohnabrechnung immer auf einem 
Schmierzettel bekommen.“ „Die 
Anmeldung bei der Sozialversiche-
rung ist erst auf mein Verlangen hin 
passiert.“ „Als ich wegen der Anstel-
lung nachgefragt habe, wurde ich 
gekündigt.“

Doch auch echter Sozialbetrug 
wurde aufgedeckt. In einem Unter-
nehmen wurden die MitarbeiterIn-
nen mit einem gewissen Betrag, der 
unter der Geringfügigkeitsgrenze 
lag, angemeldet. Am Monatsende 
wurde abgerechnet. Obwohl der 
Gesamtbetrag und insbesondere 
die gearbeiteten Stunden über 
der Geringfügigkeitsgrenze lagen, 
mussten die Beschäftigten einen 

 Buchtipp

Manfred-Georg Korn 
Werkverträge,  
freie Dienstverträge
Praxishandbuch für 
Arbeit(Auftrag)geber und 
Arbeit(Auftrag)nehmer
Verlag Weiss, 51,70 Euro

Dieser Ratgeber bietet allen 
freien DienstnehmerInnen und 
neuen Selbstständigen eine 
übersichtliche Darstellung der 
sozialversicherungs- und steu-
errechtlichen Bestimmungen.

Eine Auswertung der  Anfragen des ersten Dreivierteljahres auf der Plattform Watchlist Prekär zeigen, dass 
bei den meisten fragwürdigen Dienstverhältnissen keine echte Selbstständigkeit vorlag.  
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Wirtschaftszweige beschränken, 
sondern weit verbreitet sind.

Bundesweite Beratungsstruktur

Um die Betroffenen individueller 
betreuen zu können, wird die Watch-
list Prekär nun auf eine bundesweite 
Beratungsstruktur hin erweitert. 
Jeweils zwei BeraterInnen sollen sich 
in jedem Bundesland um betroffene 
ArbeitnehmerInnen kümmern. Auch 
zwei KollegInnen der GPA-djp Stei-
ermark haben bereits die notwendi-
gen Schulungen absolviert. „Sie sind 
nun fit, um ihr Wissen weiterzuge-
ben und Beratungen durchzuführen. 
Die beiden werden aber auch eine 
gewisse Koordinierungsfunktion im 
Kampf gegen prekäre Arbeitsverhält-
nisse in der Steiermark einnehmen 
und sich um eine gute Vernetzung 
bemühen“, steigt der stellvertre-
tende Geschäftsführer der GPA-djp 
Steiermark Christian Jammerbund 
mit viel Elan in das „Zukunftsthema 
der Gewerkschaftsbewegung“ ein. 
„Es ist Zeit für eine arbeitsrechtliche 
Gleichstellung für Beschäftigte mit 
freien Dienstverträgen!“

Auch der Regionalgeschäftsführer 
der GPA-djp Salzburg, Gerald For-
cher, greift das Themenfeld voller 
Tatendrang auf. Ihn stört, dass sei-
tens der Arbeitgeber oft versucht 
wird, echte Dienstverhältnisse zu 
umgehen, um ganz einfach Kos-
ten zu sparen. „Betroffene KollegIn-
nen haben dann keine Ansprüche 
auf die Entgeltbestimmungen der 
jeweiligen Kollektivverträge, oben-
drein verliert die Sozialversicherung 
Beiträge“, kritisiert Forcher und will 
durch die Beratung und Betreuung 
Betroffener dem Unterwandern von 
Kollektivverträgen einen Riegel vor-
schieben. „Aus den Problemlagen, 
die wir in Erfahrung bringen, wol-
len wir gewerkschaftliche Forderun-
gen ableiten und auch auf der politi-
schen Ebene diskutieren.“
 
Infos unter:
www.watchlist-prekaer.at 

Selbsttest für freie DienstnehmerInnen und  
WerkvertragsnehmerInnen 

Haben Sie einen Werkvertrag oder freien Dienstvertrag? 
Haben Sie Zweifel an der Rechtmäßigkeit Ihres Arbeitsverhältnisses? 

Dann kreuzen Sie an, was von den folgenden Punkten auf Ihre Arbeits-
situation zutrifft. Je mehr Punkte zutreffen, desto größer ist die Wahrschein-
lichkeit, dass es sich bei Ihrem Werkvertrag oder freien Dienstvertrag um 
ein Umgehungsverhältnis (Scheinselbstständigkeit) handelt und Ihnen vom 
Arbeitgeber Rechte vorenthalten werden. 
 

 Ich habe fixe, vorgegebene Arbeitszeiten. 
 Ich habe im Betrieb einen eigenen Arbeitsplatz mit Schreibtisch  

 und Computer. 
 Ich bin selbst die Ansprechperson für einen vorgegebenen    

 Arbeitsbereich. 
 Ich erfülle vorgegebene Tätigkeiten selbst und darf mich dabei  

 nicht vertreten lassen. 
 Ich muss meinen Urlaub oder Abwesenheiten genehmigen lassen. 
 Krankenstand: Ich muss eine Krankmeldung bringen. 
 Mir werden Weisungen erteilt und meine Arbeitsleistung  

 wird kontrolliert. 
 Mir werden Überstunden angeordnet. 

 
Falls auf Sie mehrere Punkte zutreffen, die Sie ankreuzen können,  
unterstützt Sie die GPA-djp gerne beratend!

Die Missstände beschränken sich nicht auf wenige Branchen, sondern sind weit verbrei-
tet. Selbst RegalbetreuerInnen sind von prekären Beschäftigungsformen betroffen. 
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Das ist eine wichtige Erkenntnis, 
denn sie bestätigt einmal mehr, 
dass Umverteilung nicht – wie Wirt-
schaftskammer und Industriellen-
vereinigung es gerne darstellen –
„ein Thema von Vorgestern“ oder 
aus der „Mottenkiste“ ist. Vielmehr 
entscheidet die Einkommensvertei-
lung von heute ganz konkret darü-
ber, welche Chancen unsere Kinder 
und Enkelkinder in der Zukunft vor-
finden werden. Wenn sich die Ein-

kommensungleichheit verfestigt, 
dann wird das auch auf die nächs-
ten Generationen übertragen. 

Die meisten Diskussionen über Ver-
teilungsgerechtigkeit – egal ob am 
sprichwörtlichen Stammtisch oder 
in der Politik – finden auf der Ebene 
persönlicher Betroffenheit statt. Wer 
für seinen Grundbesitz ein paar Euro 
an Vermögenssteuern bezahlen soll, 
findet das lästig. Wer die Gefahr 
sieht, dass sein hohes Einkommen 
stärker besteuert werden könnte, 
reagiert verärgert. Wer fürchtet, 

Kommentar

Vom Tellerwäscher zum Mil-
lionär. Wenn ich mich nur 
genügend anstrenge, kann 

ich alles werden oder zumindest 
meinen Kindern ein besseres Leben 
ermöglichen. So oder so ähnlich lau-
tet der amerikanische Traum. Hinter 
diesem Traum steht die Überzeu-
gung, dass selbst in einer unglei-
chen Gesellschaft Chancengleichheit 
bestehen kann. Branko Milanovic, 
Ungleichheitsforscher und Professor 
an der City University of 
New York hat den „Ameri-
can Dream“ nun ins Reich 
der schönen Märchen ver-
bannt: Anhand von US-
Mikrodaten für die Jahre 
1960 bis 2010 hat Mila-
novic gezeigt, dass arme Menschen 
in jenen US-Staaten, in denen die 
Ungleichverteilung besonders hoch 
ist, ein geringeres Einkommens-
wachstum und eine geringere sozi-
ale Mobilität verzeichneten. 

Die USA verhalten sich laut Milano-
vic damit nicht anders, als andere 
Gesellschaften mit einer hohen 
Ungleichheit: Hohe Einkommens-
ungleichheit führt zu geringer 
Chancengleichheit und wenig Auf-
stiegsmöglichkeiten für die nächste 
Generation. 

Das Märchen   
vom Tellerwäscher
Gerechte Verteilung ist die Vorausset-
zung für die Chancengleichheit  
zukünftiger Generationen.   
von Wolfgang Katzian

Kommentar
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Ungleichheit führt zu geringer  
Chancengleichheit in der Zukunft.

seine Aktiengewinne könnten 
höher besteuert werden, reagiert 
genauso empört wie ein Industriel-
ler im Zusammenhang mit höheren 
Gewinnsteuern. Wo käme man denn 
da hin, das was einem zusteht, mit 
dem Finanzminister zu teilen. Die 
persönliche Betroffenheit gewinnt 
die Überhand und bestimmt die 
politische Meinung. Das bewirkt, 
dass selbst Menschen, die von die-
sen Maßnahmen gar nicht betroffen 

wären, zum Teil ablehnend 
reagieren. Denn: Was mich 
heute nicht betrifft, könnte 
mich oder meine Kinder 
morgen betreffen, wenn wir 
zu Geld gekommen sind.  

Was dabei völlig ins Hintertreffen 
gerät: Verteilungsgerechtigkeit ist 
kein Luxus, auf den wir verzichten 
können, wenn wir ihn uns nicht leis-
ten wollen. Verteilungsgerechtig-
keit ist entscheidend dafür, wie die 
Gesellschaft aussieht, in der wir und 
unsere Kinder leben – heute und in 
der Zukunft. Wann immer wir daher 
über Verteilungsgerechtigkeit dis-
kutieren, sollten wir versuchen, den 
eigenen Egoismus ein bisschen hin-
tenan zu halten und daran denken, 
welche Zukunft wir uns für unsere 
Kinder wünschen.  
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Aktuell
Teilen ist mehr als ein Facebook-Button
GPA-djp-Jugend appelliert an die 15 reichsten  
ÖsterreicherInnen, Schutzsuchende zu unterstützen. 

Sehr geehrte Familie Porsche,
Sehr geehrte Familie Piëch,

seit Jahren führen Sie nun die Liste der reichsten ÖsterreicherInnen an. Mit einem 
geschätzten Vermögen, dessen Summe ehrlicherweise unsere Vorstellungskraft 
übersteigt.

Wir wenden uns an Sie, weil wir in Österreich eine Situation erreicht haben, die für 
uns als junge GewerkschafterInnen nicht mehr tragbar ist.

Die PolitikerInnen legen sich auf Obergrenzen für Flüchtlinge fest, neuerdings gibt 
es auch eine Diskussion um die Mindestzahl von Abschiebungen – gleichzeitig 
werden diejenigen Flüchtlinge, die es unter Lebensgefahr nach Österreich geschafft 
haben, in Containerdörfern und Substandardunterkünften untergebracht. Auch ras-
sistische Übergriffe sind Teil des Alltags geworden.

Viele von uns engagieren sich ehrenamtlich in der Flüchtlingshilfe, wir rufen zur 
Unterstützung und zu Spendenaktionen auf, wir versuchen der Öffentlichkeit klar-
zumachen, wie wichtig eine menschliche Reaktion auf die momentane Situation ist.

Nun wenden wir uns an Sie, denn Sie sind Personen des öffentlichen Lebens, denen 
Respekt und Wertschätzung entgegengebracht werden. Sie haben Einfluss in der 
Wirtschaft, auf die Politik und innerhalb der Gesellschaft. Wir möchten Sie bitten, 
von dieser Vorbildrolle Gebrauch zu machen und sich aktiv für sozial und finanziell 
Schwächere und Menschen, die ihr Land aufgrund von Krieg und Verfolgung ver-
lassen mussten, starkzumachen.

Es ist bekannt, dass Sie über mehrere Immobilien verfügen – könnten Sie sich vor-
stellen, einige davon für die Unterbringung von Flüchtlingen zur Verfügung zu stel-
len und die Betreuung vor Ort zu finanzieren?

Dieser Schritt würde Ihr Vermögen kaum belasten und gleichzeitig können Sie der 
Bevölkerung zeigen, wie wichtig eine solidarische Wertehaltung im Moment ist.

Wir leben in einer Zeit, in der sich das halbe Leben in den sozialen Medien abspielt. 
Dort ist es einfach, sein Mitgefühl durch einen Klick auszudrücken – umso wichtiger 
scheint es uns, alle daran zu erinnern, dass Teilen kein Facebook-Button ist.

Wir bitten Sie, diese Aktion zu unterstützen und Ihren Einfluss einer gerechten 
Sache zur Verfügung zu stellen.
 
Mit freundlichen Grüßen,
Ihre GPA-djp-Jugend

 

Gute Pflege

Im Auftrag der AK Wien ist 
das Europäische Zentrum für 
Wohlfahrtspolitik und Sozial-
forschung in einer Studie der 
Frage nachgegangen, wie 
gute Pflege und Betreuung 
für pflegebedürftige Personen 
gewährleistet werden kann. 
Befragt wurden Beschäf-
tigte aller Berufsgruppen im 
Bereich Pflege und Betreu-
ung. Das Ergebnis der Studie 
bestätigt die bekannten Pro-
blemfelder: Zeitdruck, (Un-)
Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie, kaum Raum für Be-
ziehungen zu KlientInnen, kör-
perliche und psychische Belas-
tung. Es gibt also viel Verbes-
serungspotenzial im Bereich 
der Arbeitsbedingungen.

Sehr wichtig ist den befrag-
ten Beschäftigten auch die 
Autonomie der Pflegebe-
dürftigen. Diese bemisst sich 
u. a. daran, die für sie beste 
Pflege auswählen zu können. 
Diese Wahlfreiheit ist oft ein-
geschränkt, weil Pflegebe-
dürftige und Angehörige 
nicht ausreichend informiert 
sind bzw. weil in bestimmten 
Gebieten Österreichs keine 
Alternativen existieren. Auch 
hinsichtlich der Höhe des 
Pflegegeldes stößt die Auto-
nomie an ihre Grenzen, denn 
oft reicht es nicht, die erfor-
derliche Leistung zuzukaufen.

Download der Studie: 
https://wien.arbeiterkammer.at
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In Deutschland hat man den Weg 
beschritten, den auch in Öster-
reich viele fordern: Die öffent-

lichen Pensionen wurden gekürzt 
und betriebliche und private Pen-
sionen steuerlich gefördert. Mitt-
lerweile hat man in Deutschland 
ein Pensionsniveau, das etwa halb 
so hoch ist wie in Österreich. Nun 
schlägt sogar die christdemokrati-
sche CSU vor, den Retourgang ein-
zulegen, die 2001 beschlossenen 

Man hört es oft: Deutschland zeigt vor, wie es geht. Im Falle des 
Pensionssystems ist Deutschland aber ein Beispiel dafür, wie man 
es nicht machen soll.  
von David Mum

Pensionskürzungen rückgängig zu 
machen und die privaten Riester-
Renten stoppen. Die „Neolibera-
lisierung“ des vorigen Jahrzehnts 
sei gescheitert. Die deutschen Ren-
ten seien so stark gekürzt worden, 
dass viele Menschen trotz jahrzehn-
telanger Beitragszahlung im Alter 
unter der Armutsgrenze bleiben 
werden. Deutsche Versicherte, die 
2.500 Euro brutto im Monat verdie-
nen und 35 Jahre Vollzeit arbeiten, 

Falsche Vorbilder

bekommen eine „Pension“ von nur 
688 Euro! In Österreich erhält man 
im selben Fall eine Nettopension 
von 1.335 EUR. Die CSU befürch-
tet, dass etwa die Hälfte der Bevöl-
kerung in der Sozialhilfe landen 
würde. Dies betreffe besonders 
Frauen. Bei einer neuen Reform 
müsse daher die gesetzliche Rente 
im Zentrum stehen. Die Riester-
Rente sei gescheitert. Nicht einmal 
die Hälfte der Bevölkerung sorge 

 In Deutschland müssen viele Menschen trotz jahrzehntelanger Beitragszahlung  
mit Renten unter der Armutsgrenze auskommen. 
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privat fürs Alter vor. Auch die SPD, 
die diese Kürzungen durchsetzte, 
sieht das nun ein: SPD-Vize Steg-
ner bringt das Problem der privaten 
Zusatzrenten auf den Punkt: „Wer 
die Riester-Rente bräuchte, kann sie 
sich nicht leisten, und wer sie sich 
leisten kann, braucht sie nicht.“

Der Vergleich macht sicher

Die deutsche Böcklerstiftung hat 
das österreichische und deutsche 
Pensionssystem in einer Studie ver-
glichen. Die Ergebnisse 
sind eindeutig. „Der Ver-
gleich zeigt, dass das öster-
reichische System einen 
deutlich besseren Schutz 
im Alter durch höhere Leis-
tungen gewährleistet.“ 
Ein wichtiger Grund für das schwä-
chere Abschneiden des deutschen 
Alterssicherungssystems besteht 
darin, dass sich die Erwartungen, 
die mit einem teilweisen Umstieg 
auf Kapitaldeckung verbunden 
waren, nicht erfüllt haben. Die dras-
tischen Rentenkürzungen werden 
durch die kapitalgedeckte „zweite“ 
(betriebliche Altersvorsorge) und 
„dritte“ (Riester-Rente) Säule nicht 
ausgeglichen.  Die Privatpensionen 
sind durch hohe Gebühren, stetig 
sinkenden Garantiezinsen und zu 
niedrige  Renditen gekennzeichnet. 
Sie können die Lücken in der gesetz-
lichen Rente nicht ausgleichen. 

Das zeigen auch OECD-Vergleichs-
rechnungen allzu deutlich. Die 
OECD errechnet in Fallbeispie-
len das Pensionsniveau, das man 
erhält, wenn man 45 Jahre arbei-
tet, das Durchschnittseinkommen 
erzielt und zum Regelpensionsalter 
in Pension geht. Die OECD vergleicht 
die Pension, die man bekommen 
wird, mit dem jeweiligen Arbeits-
einkommen. Österreich weist ein 
zukünftiges Pensionsniveau von 
78,1 % brutto und 91,6 % netto aus. 
In Deutschland ist das zukünftige 
Rentenniveau weitaus niedriger: 
37,5 % brutto und 50,0 % netto. Die 

WSI-AutorInnen kommen zum 
Schluss: Die Erfahrungen aus Öster-
reich zeigen, dass eine starke öffent-
liche Alterssicherung bessere Ergeb-
nisse bringt.

3-Säulen-Modell  
hemmt Mobilität 

„Mehr Säulen bringen mehr Sicher-
heit.“ Mit diesem scheinbar logi-
schem Befund wird Kürzungen der 
öffentlichen Pensionen und Förde-
rungen für Zusatzpensionen das 

Wort geredet. Das Bild wirkt auf den 
ersten Blick überzeugend, auf den 
zweiten Blick erkennt man aber: 
Es ist falsch. Das zeigt nicht nur 
das Beispiel Deutschlands. Denn 
Betriebspensionen und Privatpen-
sionen gibt es für die meisten Men-
schen nicht. Und außerdem setzen 
sie die Menschen den unkalkulier-
baren Finanzmarktrisiken aus. Die 
Pensionen werden nicht sicherer, 
wenn man sie von drei statt einer 
Stelle bezieht. Volkswirtschaftlich 
betrachtet ist ein Pensionssystem, 
das mit drei Säulen (= drei Verwal-
tungsapparate) dieselbe Funktion 
erfüllt, wie bislang die gesetzliche 
Pensionsversicherung allein sicher 
nicht kostengünstiger, sondern teu-
rer. Der Vorteil des niedrigen Ver-
waltungsaufwands in der Sozialver-
sicherung würde preisgegeben. 

Gleichzeitig würden für viele Men-
schen Lücken entstehen: In der zwei-
ten Säule, der betrieblichen Pensi-
onsvorsorge, werden nur Zeiten der 
Erwerbstätigkeit in jenen Betrie-
ben erfasst, die betriebliche Pensi-
onen anbieten. Das trifft aber nur 
auf eine Minderheit der Arbeitneh-
merInnen in Österreich zu. Hinzu 
kommt, dass im Gegensatz zur soli-
darischen Pensionsversicherung 

Perioden der Arbeitslosigkeit, der 
atypischen Beschäftigung oder der 
Kindererziehung nicht berücksich-
tigt werden. Das ist der zentrale 
Vorteil  von öffentlichen Pensions-
systemen: es sind alle Erwerbs-
tätigen erfasst. Und jeder Arbeit-
geber muss ab dem Beginn jeder 
Beschäftigung Pensionsversiche-
rungsbeiträge abführen. Es gibt 
keine Lücken in der Absicherung. 
Anders bei Betriebspensionen: Ers-
tens haben die meisten Arbeitgeber 
keine Betriebspensionsregelungen, 

und zweitens muss man 
meist ein paar Jahre beim 
selben Arbeitgeber durch-
gehend beschäftigt sein, 
um einen Anspruch auf 
Betriebspensionen erwor-
ben zu haben. Arbeitgeber 

sehen Betriebspensionsregelungen 
nämlich weniger als sozialpoliti-
sches denn als personalpolitisches 
Instrument. 

Die dritte Säule, die freiwillige 
Altersvorsorge, ist allein von den 
ArbeitnehmerInnen zu finanzie-
ren, der Arbeitgeber zahlt keine Bei-
träge. Das 3-Säulen-Modell ist also 
Ausdruck eines Konzepts, das auf 
weniger gesellschaftlichem Aus-
gleich und vermehrtem Risiko für 
die Einzelnen beruht. Die starke 
Gewichtung der öffentlichen Pen-
sionen in Österreich ist so gesehen 
kein Nachteil, sondern ein Vorteil. 
Sie gewährleistet, dass die Absiche-
rung im Alter nicht davon abhängt, 
bei wie vielen verschiedenen Arbeit-
gebern man beschäftigt war. Ent-
scheidend ist die Anzahl der Versi-
cherungsjahre,  unabhängig davon, 
ob diese beim selben Arbeitgeber 
oder bei vielen geleistet wurden.  
Ein gut ausgebautes öffentliches 
Pensionssystem erleichtert daher 
die Mobilität der ArbeitnehmerIn-
nen. Denn ein Arbeitsplatzwechsel 
bedeutet keinen Nachteil bei der 
Altersvorsorge. 

Hier geht’s zur Studie:
www.boeckler.de 

Pensionen

3 Säulen in der Pensionsvorsorge  
bringen nicht mehr Sicherheit, sondern  

mehr Verwaltungsaufwand.
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Stahlbranche  
unter Druck 
China exportiert zu Dumpingpreisen. Nun bildet 
sich Widerstand gegen die Zuerkennung des  
Marktökonomiestatus.
von Alexia Weiss

Europas Stahlbranche hat 
schon bessere Tage erlebt: 
Höhere Energiepreise als in 

anderen Teilen der Welt, etwa den 
USA, sowie ein massiver CO2-Aus-
stoß bei der Produktion, wofür Zer-
tifikate erstanden werden müssen, 
sind potenzielle Nachteile im glo-
balen Wettbewerb, denen man sich 
schon geraume Zeit zu stellen hat. 
Nun kommt zusätzlich Druck durch 
Stahlimporte aus China zu Dum-
pingpreisen: Das führt zu einem 
Verfall des Stahlpreises auch für 
europäische Produkte, erklärt GPA-
djp-Experte Georg Grundei. Noch 
gibt es aber die Möglichkeit, derar-
tige Einfuhren mit Dumping-Zöllen 
zu belegen. Sollte China mit Jahres-
ende allerdings den Status einer 
Marktökonomie erhalten, fiele diese 
Möglichkeit de facto weg. Daher ist 
unter anderem in der europäischen 
Stahlbranche Feuer am Dach.

Als China 2001 der Welthandelsor-
ganisation WTO beitrat, wurde in 
einem Protokoll vereinbart, dass 
es den Status einer Marktökono-
mie für einen Zeitraum von vor-
erst 15 Jahren nicht erhält. Diese 
Frist endet kommenden Dezem-
ber. Erhält China nun diesen Status, 
dann können Einfuhren aus China 
nicht mehr wie bisher mit Strafzöl-
len belegt werden – selbst wenn das 

Land unter den Produktionskosten 
exportiert und somit den Wettbe-
werb massiv verzerrt. Genau das tut 
China inzwischen seit Jahren. Das 
Land hat, wie Grundei betont, im 
Zuge seines exzessiven Wachstums 
in den vergangenen Jahren auch die 
Stahlproduktion massiv ausgebaut. 
Inzwischen geht das Wirtschafts-
wachstum zurück – und damit auch 
die Binnennachfrage nach Stahl. 
Doch China hat seine Produktion 
nicht entsprechend gedrosselt. 

Weltweit werden derzeit 1,7 Milliar-
den Tonnen Stahl produziert – mehr 
als die Hälfte davon in China. 2016 
wird die Überproduktion Chinas 
laut EUROFER, der European Steel 
Association, 410 Millionen Tonnen 
betragen. Die Nachfrage nach Stahl 
in Europa liegt bei 150 Millionen 
Tonnen. Diese Zahlen zeigen, welche 
Krise sich hier abzeichnen könnte.

15.000 Arbeitsplätze sind 
betroffen 

Hört man sich in den heimi-
schen Betrieben um, ist die Lage 
schon heute nicht rosig. EU-weit 
sind 328.000 Menschen direkt in 
der Stahlproduktion beschäftigt. 
Durch mit dieser Branche verbun-
dene Wirtschaftszweige geht es 
um weitaus mehr Arbeitsplätze. In ©
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Chinesisches Lohndumping 
hat auch Auswirkungen 
auf den österreichischen 
Arbeitsmarkt.
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Stahlbranche

Österreich sind rund 15.000 Men-
schen direkt in der Stahlproduk-
tion tätig. Der voestalpine-Konzern 
beschäftigt insgesamt ca. 45.000 
Menschen, davon hierzulande rund 
24.000. Zum Konzern gehören 13 
der insgesamt 22 stahlproduzieren-
den Betriebe in Österreich (darunter 
auch die Böhler-Standorte).

Daniela Kibler ist Betriebsratsvor-
sitzende der voestalpine Grob-
blech. „Wir spüren den Preiskampf“, 
sagt sie, und natürlich gebe es hier 
Ängste in der Belegschaft. Zuletzt 
seien an die 100 Leasingkräfte abge-
baut worden. Das Stamm-
personal versuche man zu 
halten. Doch auch hier sei 
es bereits zu Gehaltsein-
bußen durch die Umstel-
lung von einem Vier- 
auf einen Drei-Schicht-
Betrieb gekommen. Aktuell wartet 
der Betrieb, ob es den Zuschlag von 
Russland für einen Grobblechauf-
trag im Rahmen des Nord-Stream-
Projekts bekommt. Dann könnte 
man wieder auf einen Vier-Schicht-
Betrieb umstellen. Im Moment sei 
aber eben „Nervosität da“.

Weniger niedrig Qualifizierte 

Herbert Kepplinger ist Angestellten-
betriebsratsvorsitzender der voest- 
alpine Stahl in Linz. Der Standort 
beschäftigt 7.500 Menschen. Ein-
sparungsprogramme gebe es hier 
laufend, erzählt er, Personalab-
bau stehe aber derzeit nicht zur 
Debatte. „Der Arbeitsdruck steigt 
allerdings“, betont Kepplinger. 
Natürliche Abgänge würden nicht 
mehr nachbesetzt und auch neue 
Aufgaben müssten von den restli-
chen ArbeitnehmerInnen übernom-
men werden. Bei neuen Anlagen 
bemühe man sich um mehr Auto-
matisierung. Langfristig bedeute 
das weniger Arbeitsplätze für nied-
rig Qualifizierte. Auf der anderen 
Seite steige der Bedarf an hochqua-
lifizierten Angestellten in der For-
schung. Denn, so Kepplinger, die 

Geschäftsführung tue alles, um den 
Standort zu halten. Mittel Nummer 
eins sei die Investition in innovative 
Produkte. Und dazu benötige man 
einen Top-Forschungsbereich.

Hier hakt auch Grundei ein: Der 
Preiskampf sei da, und die Importe 
aus China seien nicht wegzure-
den. Der Stahlproduktionsstandort 
Österreich spüre das, sei aber euro-
paweit gesehen weniger in Gefahr. 
Gerade die voestalpine sei bekannt 
für ihre hochwertigen Produkte. Als 
Beispiel nennt Grundei die Schie-
nen: Hier sei man Weltmarktführer 

durch Qualität. Innovation sei insge-
samt der Schlüssel, um den Stand-
ort sicher durch die aktuelle Krise zu 
bringen. Und das sei ein weites Feld, 
mit unzähligen Möglichkeiten, die 
Produkteigenschaften noch zu ver-
bessern. Eine Richtung ist hier, den 
Stahl für Produkte robust, aber leich-
ter zu machen. Bei einer Schrauben-
mutter kann man dann zum Beispiel 
durch Kerben Material reduzieren 
und so das Gewicht nochmals ver-
ringern. Hier seien die heimischen 
stahlproduzierenden Unternehmen 
aber auf einem guten Kurs.

Einen weiteren wichtigen Faktor 
sieht Grundei im Bereich Service 
bzw. Flexibilität. China könne zwar 
viel Stahl – zum Beispiel in Form von 
Bandstahl (das sind ausgewalzte 
Stahlbänder, die aufgerollt werden) 
kostengünstig liefern, tue sich aber 
aufgrund der langen Transportwege 
schwer, dies kurzfristig in einer 
bestimmten Qualität zu tun. Da 
könnte man in Europa beziehungs-
weise Österreich punkten. Stichwort 
Bandstahl: Wie hoch der Preisdruck 
hier bereits jetzt ist, rechnet GPA-
djp-Vorsitzender Wolfgang Katzian 
vor: „Während beispielsweise eine 

Tonne Warmbandstahl in der EU 330 
Euro pro Tonne kostet, kommt eine 
Tonne aus China, die nach Europa 
exportiert wird, auf nur 270 Euro. 
Die USA haben viel höhere Zollauf-
schläge, wodurch eine Tonne 500 
Euro kostet.“

Die GPA-djp setzt im Verbund mit 
den Industriegewerkschaften in 
Europa daher alles daran zu verhin-
dern, dass China automatisch den 
Marktökonomiestatus erhält. Einer-
seits seien die Arbeitsbedingungen 
in dem Land nicht akzeptabel. So  
gebe es nach wie vor keine auto-

nomen Kollektivvertrags-
verhandlungen. Anderer-
seits wären staatlich geför-
derten Dumpingpreisen 
Tür und Tor geöffnet und 
ein Verhängen von effekti-
ven Strafzöllen dann nicht 

mehr möglich. Vor einigen Wochen 
haben daher bereits Tausende 
Stahlarbeiter aus ganz Europa in 
Brüssel demonstriert und hier von 
der EU-Kommission konsequen-
tes Handeln eingefordert. Auch 
auf dem politischen Parkett will 
die Gewerkschaft in den kommen-
den Monaten entsprechend aktiv  
werden. 

Die österreichische Stahlindustrie punktet  
vor allem durch hohe Qualität. 

Anerkennung  
als Marktökonomie 

Um von der EU als Marktöko-
nomie anerkannt zu werden, 
muss China fünf Kriterien 
erfüllen. Erfüllt ist bisher nur, 
dass Privatisierungsverfahren 
nicht staatlich verzerrt sein 
dürfen. Was dagegen fehlt 
ist eine Regelung, dass Unter-
nehmen nicht durch Preiskont-
rollen beeinflusst werden, ein 
diskriminierungsfreies Gesell-
schaftsrecht, ein funktionie-
rendes Insolvenzrecht, wirk-
same Verfahren zum Schutz 
geistigen Eigentums sowie 
ein staatsunabhängiger 
Finanzsektor.



Aktuell

16 Mai–Juni 2016

©
 N

G
 C

ol
le

ct
io

n 
- I

nt
er

fo
to

 - 
pi

ct
ur

ed
es

k.
co

m
 

Vor einem Jahr wurden der 
Süddeutschen Zeitung 26 
Terabyte an Daten ano-

nym zugespielt. Die Enthüllun-
gen der „Panama-Papiere“ bringen 
jetzt Regierungen, Prominente und 
Sportstars rund um den Globus in 
Erklärungsnot. Im Mittelpunkt der 
Enthüllung steht die Anwaltskanz-
lei Mossack Fonseca, die seit über 40 
Jahren Briefkastenfirmen verkauft. 
Diese Offshore-Firmen sind an sich 
nicht illegal, die zentrale Frage ist, 
ob sie für Steuerhinterziehung oder 
zur Finanzierung von kriminellen 
Machenschaften genutzt werden. In 
den Panama-Papers finden sich Spu-
ren zu Waffenhandel und Krieg, ille-
galer Prostitution oder auch schlicht 
Selbstbereicherung. Vom französi-
schen rechtsextremen Politiker Jean-
Marie Le Pen über die Premierminis-
ter David Cameron (Großbritannien) 
und Sigmundur Davíð Gunnlaugs-
son (Island, inzwischen wegen sei-
ner Beteiligung zurückgetreten) bis 

zum Umfeld des russischen Präsi-
denten Vladimir Putin sind zahlrei-
che PolitikerInnen darin verwickelt. 
Mossack Fonseca hat über 214.000 
Briefkastenfirmen gegründet. Aller-
dings gibt es auch noch viele andere, 
die mit dem Verstecken von Geld ihr 
Geschäft machen.

1.000 Milliarden Euro  

Schon 2012 stellte die Europäische 
Kommission dar, dass der EU jähr- 
lich 1.000 Milliarden Euro durch 
Steuerflucht und Steuerhinterzie-
hung verloren gingen. Zum Ver-
gleich: Die Finanzierung einer Aus-
bildungs- und Beschäftigungs-
garantie für alle Jugendlichen in 
Europa wird mit 21 Milliarden ver-
anschlagt. „Jetzt sind konkrete 
politische Maßnahmen gefragt, 
wie etwa die rasche Umsetzung 
einer internationalen Finanz-
transaktionssteuer, die Eindäm-
mung von Briefkastenfirmen und 

Scheingesellschaften. Geschäfte, die 
über das Ausland laufen, dürfen nur 
dann steuerlich anerkannt werden, 
wenn sich die entsprechende ‚Oase‘ 
ausnahmslos am internationalen 
Informationsaustausch beteiligt. 
Bankkonten von Steuerflüchtlin-
gen müssen offengelegt werden. Es 
ist nicht einzusehen, dass man von 
den Ärmsten der Gesellschaft beim 
Bezug von Unterstützung die Offen-
legung aller Vermögensverhält-
nisse einfordert, die Superreichen 
sich aber auf Privatsphäre berufen 
können“, fordert Dwora Stein, Bun-
desgeschäftsführerin der GPA-djp. 
Schon seit Jahren gäbe es Instru-
mente, um die Schattengeschäfte, 
die mit großen Vermögen getrieben 
werden, einzudämmen, zu kontrol-
lieren und zu beenden. Bisher fehlte 
der politische Wille diese umzuset-
zen. Wenn Panama so schön bleiben 
soll, wie im Kinderbuch von Janosch 
beschrieben, ist es an der Zeit end-
lich zu handeln. 

Panama jenseits von Tiger und Bär 
Wie große Vermögen vorbei an Steuern und Kontrollen geparkt und  
illegal weiter investiert werden. 
von Sandra Breiteneder 
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Gleichstellung  
auf dem Arbeitsmarkt nicht erreicht 
Arbeitsmarktanalyse der Arbeiterkammer über die  
Situation von Frauen auf dem Arbeitsmarkt.

Positiv ist, dass in Österreich immer 
mehr Frauen erwerbstätig sind. Die 
Erwerbsquote ist in den letzten 20 
Jahren von 58 auf 67 Prozent gestie-
gen. Trotzdem sind Frauen auf dem 
Arbeitsmarkt schlechtergestellt. 
Sie arbeiten häufiger in Teilzeit  
und tragen oft die Hauptlast der 
Betreuungspflichten. Die Teilzeit-
quote bei Frauen liegt derzeit  bei 
47 Prozent, bei Männern dage-
gen bei nicht einmal zehn Prozent. 
Das macht die Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie überwiegend zur 
Frauensache.
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Handlungsbedarf besteht vor allem 
beim Einkommen von Frauen im Ver-
gleich zu den Männern: Der Gender 
Pay Gap beträgt (laut einer Synthe-
sis-Studie aus dem Jahr 2015) beim 
Berufseinstieg rund zwölf Prozent, 
nach 15 Jahren liegt dieser bereits 
bei 43 Prozent. Das hängt neben der 
Arbeitszeit und den betreuungsbe-
dingten Unterbrechungen auch mit 
den gewählten Berufsfeldern von 
Frauen zusammen.

Näheres dazu unter:  
www.arbeiterkammer.at

Europa
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FAQs Arbeitsmarkt und Entsendung 
In Zeiten steigender Arbeitslosigkeit werden die Diskussionen über 
Arbeitsmigration oftmals sehr emotional geführt. Mythen werden 
verbreitet und Neiddebatten vom Zaun gebrochen. Fakten kommen 
in diesen Diskussionen oft zu kurz. Deswegen ist es wichtig, sich die 
Zahlen und Fakten genau anzuschauen. Die Abteilung Europa und 
Internationales der GPA-djp hat daher unter dem Titel Fragen & Ant-
worten zur österreichischen Arbeitsmarktpolitik im globalen Gefüge 
unter www.gpa-djp.at/internationales eine aktuelle Themenseite ein-
gerichtet und die am häufigsten aufgeworfenen Fragen beantwortet.  

Höhere Löhne für  
Textilindustrie und Expedit

Nach harten und sehr inten-
siven Verhandlungen einigten 
sich die VertreterInnen der 
Gewerkschaften mit den  
Vertretern der Textilindustrie 
auf folgenden Abschluss: 
Mit Wirkung von 1.4.2016 
wurden die Ist-Löhne/Ist-
Gehälter um 1,35 Prozent 
erhöht. Die KV-Löhne und 
Gehälter steigen um 1,4 
Prozent. Die Lehrlingsent-
schädigungssätze für Arbei-
ter und Angestellte sowie die 
Reisekosten wurden eben-
falls um 1,4 Prozent erhöht. 
Nach jahrzehntelangen Dis-
kussionen konnte eine Eini-
gung über einen wichtigen 
Punkt erzielt werden: Die 
ArbeiterInnen der Textilindus-
trie erhalten ab 31. Oktober 
2016 ein neues moder-
nes Lohngruppenschema. 
Der Abschluss betrifft rund 
11.900 Beschäftigte der  
Textilindustrie. 

Die GPA-djp einigte sich mit 
den Vertretern des Verban-
des  Österreichischer Zeitun-
gen (VÖZ) über eine Erhö-
hung der Löhne für die rund 
2.500 ExpeditarbeiterInnen, 
Redaktions- und Verwaltungs-
gehilfInnen, ZustellerInnen 
und AusträgerInnen. Die kol-
lektivvertraglichen Wochen-
löhne werden mit 1. April 
2016 um 1,4 Prozent erhöht. 
Bestehende Überzahlungen 
bleiben aufrecht. Die Laufzeit 
der Vereinbarung gilt für 
zwölf Monate.
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Dass Sabine Eiblmaier, seit 
zwei Jahren Zentralbetriebs-
ratsvorsitzende bei Inter-

spar mit mehr als 6.000 Beschäf-
tigten, im Handel gelandet ist, das 
ist ein Zufall: 1998, als ihre beiden 
Kinder aus dem Gröbsten heraus 
waren, wollte sie wieder arbeiten. In 
ihrem Beruf fand die gelernte tech-
nische Zeichnerin in ihrem Heimat-
ort Braunau keinen Job, „aber der 
Interspar hat gerade umgebaut, sie 
haben Leute gesucht, also habe ich 

Nach der Kinderpause begann Sabine Eiblmaier als Kassierin bei Interspar in Braunau. 
Heute ist sie als Zentralbetriebsratsvorsitzende für 6.000 MitarbeiterInnen zuständig. 
von Litsa Kalaitzis

mich beworben“, erzählt die 44-Jäh-
rige: „Sie haben mich als Kassierin 
genommen, und es hat mir vom 
ersten Tag an gefallen: das Schöne 
daran ist der Kontakt mit den Kun-
dinnen und Kunden.“

Schon nach zwei Jahren  
Betriebsrätin 

Auch der Kontakt mit den Kolle-
ginnen und Kollegen war der Inn-
viertlerin von Beginn an ein großes 

„Oft sind es nur kleine Schritte, 
die dann große Zufriedenheit auslösen“

Anliegen, schon zwei Jahre später 
war sie Betriebsrätin. Wie es dazu 
kam? „Das hat mich eigentlich 
immer schon interessiert, in mei-
ner Familie war die Gewerkschaft 
schon ein Thema“, erklärt Eiblmaier, 
die diese Tradition weiterlebt. Als 
Alleinerzieherin, die mit dem Gehalt 
einer Handelsangestellten über die  
Runden kommen musste, sei es 
ihr eben leicht gefallen, sich in die 
Lage vieler Kolleginnen und Kolle-
gen hineinzuversetzen. Relativ bald 

Die Zentralbetriebsratsvorsitzende von Interspar Sabine Eiblmaier im Porträt. 
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Porträt

habe sich auch abgezeichnet, dass 
sie der Betriebsratsvorsitzenden im 
Markt in Braunau bei deren Pensio-
nierung nachfolge, berichtet Sabine 
Eiblmaier, die als Betriebsratsvorsit-
zende dann auch Mitglied des Zen-
tralbetriebsrats wurde. Auch der 
nächste Schritt zur Vorsitzenden des 
Zentralbetriebsrats war angedacht: 
Ihre Vorgängerin Margit Pfatschba-
cher habe ihr gegenüber schon the-
matisiert, dass sie darüber nach-
denken solle, ob das etwas für sie 
wäre, schmunzelt Eiblmaier: „Ich 
habe das für irgendwann 
später auch nicht ausge-
schlossen, aber dann ist es 
wie aus heiterem Himmel 
gekommen.“ Im Dezember 
2013 läutete das Telefon, 
Pfatschbacher informierte 
sie über ihren beruflichen Wech-
sel und erklärte, dass sie sie gerne 
als ihre Nachfolgerin vorschlagen 
würde.

Sprung ins kalte Wasser 

Da sei ihr das Lachen erst einmal 
vergangen, zumal sie nur drei Tage 
Bedenkzeit hatte, erinnert sich Eib-
lmaier: „Ich habe das mit meiner 
Familie besprochen und eine Für-
und-Wider-Liste gemacht. Mein 
Ja zu dieser Herausforderung war 
wohlüberlegt, ich hatte ja auch 
eine ernst zu nehmende Konkur-
renz.“ Am 14. Jänner 2014 setzte sich 
Sabine Eiblmaier mit neun zu fünf 
Stimmen in der Neukonstituierung 
des Interspar-Zentralbetriebsrats 
durch und leitet ihn seitdem: „Das 
war ein Sprung ins eiskalte Wasser.“

Zum Auftakt startete die neue Zent-
ralbetriebsratsvorsitzende eine Tour 
durch alle 62 Interspar-Märkte in 
Österreich, dafür nahm sie sich ein 
halbes Jahr Zeit. „Abgesehen davon, 
dass die Leute wissen sollen, mit 
wem sie es zu tun haben, wollte ich 
ja auch sehen, wie es überall läuft“, 
erklärt sie sich mit dem Ergebnis 
dieser Kennenlern-Runde durchaus 
zufrieden. Ein zentrales Problem, 

von dem alle 6.000 Beschäftigten 
betroffen wären, gebe es nicht, sehr 
wohl aber jede Menge regionsbezo-
gene Herausforderungen, wie sie es 
formuliert, und die sich mit gutem 
Willen und vielen Gesprächen fast 
immer bewältigen ließen. „Ich sehe 
mich als Vermittlerin zwischen den 
Beschäftigten und den Führungs-
kräften genauso wie als Vermittle-
rin zwischen der Zentrale und den 
Führungskräften: Meistens geht 
es wirklich darum, Missverständ-
nisse auszuräumen und Kompro-

misse zu erreichen“, bringt sie dip-
lomatisch auf den Punkt, dass es 
immer an den handelnden Perso-
nen liegt, wie ein Problem gelöst 
wird. Interspar sei grundsätzlich 
ein guter Arbeitgeber, aber es liege 
eben an den handelnden Personen 
vor Ort, wie die Rahmenbedingun-
gen letztendlich gelebt werden. 
Erst unlängst habe ein Führungs-
wechsel in einem Markt wahre 
Wunder gewirkt, versucht sie zu 
erklären: „Natürlich gibt es dort 
jetzt nicht weniger Arbeit, aber die 
Kolleginnen und Kollegen sind so  
viel zufriedener.“

„Oft sind es nur kleine Schritte, die 
dann große Zufriedenheit auslö-
sen“, erzählt Eiblmaier auch am Bei-
spiel der zusätzlichen Schulungen 
für das Arbeitszeit-Programm, die 
es jetzt für BetriebsrätInnen gibt: 
„Da gab es immer wieder Unklar-
heiten, es kann ja auch schon ein 
unabsichtlich nicht gesetztes Hakerl 
dafür reichen, dass eine Stunde 
nicht verrechnet wird, aber das 
bedeutet gleich weniger Geld.“ 

90 Prozent Zustimmung 

Auf die Frage nach Erfolgserlebnis-
sen erzählt Sabine Eiblmaier, dass 

sie sich über jeden der vielen Anrufe 
aus ganz Österreich freue: „Wenn 
ein Problem thematisiert wird, 
dann ist der erste Schritt ja schon 
getan.“ Und natürlich habe ihr das 
Ergebnis der Betriebsratswahl Mitte 
März im Interspar-Markt in Brau-
nau, in dem sie immer noch ihre 
Fixtage verbringt, wenn es der Ter-
minkalender zulässt, sehr gut getan 
– kein Wunder: 90 Prozent Zustim-
mung bei einer Wahlbeteiligung 
von 72 Prozent (der 84 Beschäftig-
ten) können sich sehen lassen, freut 

sich die Oberösterreiche-
rin, um bei der Gratula-
tion sofort bescheiden zu 
ergänzen: „Das war ja nicht 
ich, das ist die Bestätigung 
dafür, dass das neue Team 
dort super arbeitet.“

Dass Sabine Eiblmaier eine „Che-
ckerin“ ist, wie man neusprachlich 
sagen würde, wird auch bei der Ant-
wort auf die Frage nach ihren Hob-
bys klar. Eigentlich fahre sie gerne 
Fahrrad, aber die vergangenen 
Monate habe sie viel Zeit bei der 
Flüchtlingshilfe verbracht, anfangs 
in einem Transitlager für Flücht-
linge an der deutschen Grenze, 
jetzt versorgt sie AsylwerberInnen 
in Dauerquartieren: „Ich wollte nur 
Kleider hinbringen, aber mir war 
sofort klar: da ist mehr notwen-
dig“, berichtet sie von der privaten 
Spendengruppe, die sie gegrün-
det hat. Weil trotz großen Engage-
ments vieler Menschen noch mehr 
Unterstützung notwendig war, 
sei sie an ihren Arbeitgeber heran-
getreten, der sie nicht enttäuscht 
habe: „Die Firma hilft. Ich habe ein 
Budget dafür, wir arbeiten mit der 
Volkshilfe und mit dem Roten Kreuz 
zusammen. Wenn sie mich kontak-
tieren, kann ich Lebensmittel, Hygi-
eneartikel und Babypflegeartikel 
aus unserer Eigenmarke zur Verfü-
gung stellen.“ Klingt so einfach. „Ist 
es meistens auch“, sagt Sabine Eib-
lmaier: „Man muss es nur angehen. 
Gemeinsam kann man fast immer 
viel erreichen.“ 

„Ich sehe mich als Vermittlerin zwischen den 
Beschäftigten und den Führungskräften.“
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Nach vier Verhandlungsrun-
den, zahlreichen Betriebs-
versammlungen, einer 

BetriebsrätInnenkonferenz mit mehr 
als 200 TeilnehmerInnen und einem 
Spitzengespräch in der Karwoche 
konnte das Verhandlungsteam der 
GPA-djp ihre beiden Hauptforderun-
gen durchsetzen: Alle fünf Arbeitge-
berverbände konnten von der Sinn-
haftigkeit und Notwendigkeit einer 
Arbeitsstiftung überzeugt werden. 
Eine gemeinsame ExpertInnenrunde 
von allen fünf Arbeitgeberverbän-
den und der GPA-djp erarbeiten bis 
zum Sommer ein Stiftungskonzept 
für die Branche. Die Gehaltserhö-
hung für die rund 75.000 Bankan-
gestellten liegt mit durchschnittlich 
1,24 Prozent deutlich über der den 
Verhandlungen zu Grunde gelegten 
Inflationsrate von 0,9 Prozent.

„Für uns war das grundsätzliche 
Bekenntnis der Arbeitgeber zu einer 
Arbeitsstiftung in der Branche sehr 
wichtig. Im Paket mit dem Gehalts-
abschluss, der deutlich über der 

Beschäftigte, die in der Finanzbranche aufgrund des strukturellen Wandels ihren Job 
verlieren werden, bekommen eine Zukunftsperspektive.
von Elisabeth Schnallinger 

Inflationsrate liegt, können wir von 
einem akzeptablen Ergebnis spre-
chen. Das Engagement der Kollegin-
nen und Kollegen hat sich bezahlt 
gemacht“, zeigt sich der Chefver-
handler der GPA-djp Wolfgang 
Pischinger nach der über zehnstündi-
gen 4. Verhandlungsrunde zufrieden.

Gewinne steigen, Beschäftigten-
zahlen sinken

Trotz des schwierigen Marktumfelds 
erzielte die österreichische Finanz-
branche im Jahr 2015 einen Gesamt-
gewinn von mehr als 3,7 Milliarden 
Euro. Dieser Gewinn liegt im Schnitt 

Arbeitsstiftung durchgesetzt 

der Rekordergebnisse, die in den Jah-
ren 2004 bis 2007 erwirtschaftet 
wurden. Die Personalentwicklung 
zeigt dagegen ein ganz anderes Bild: 
Vom Beschäftigungsstand vor der 
Krise ist man weit entfernt. Zum Jah-
resende 2015 sind es 5.259 Beschäf-
tigte bzw. satte sechs Prozent weni-
ger. Durch die Zunahme von Teilzeit-
beschäftigung ist der Rückgang noch 
deutlicher. Gemessen in Vollzeit-
äquivalenten liegt der Rückgang bei 
9,4 Prozent. Angesichts dieser Zah-
len und des noch weiter drohenden 
Personalabbaus ist eine Arbeitsstif-
tung für die gesamte Branche abso-
lut unerlässlich.  

 
Der Abschluss im Detail: 

Der Abschluss im Detail: Die Gehälter steigen um 0,7 Prozent zuzüg-
lich 15 Euro, was im Durchschnitt 1,24 Prozent ergibt. Überstei-
gende Gehaltsbestandteile über 80.000 Euro brutto Jahreseinkom-
men werden mit 0,4 Prozent angehoben, wobei Überstundenpau-
schalien, Ausgleichszulagen und Kinderzulagen nicht eingerechnet 
werden. Die Lehrlingsentschädigungen steigen um 1,5 Prozent und 
die Kinderzulagen um 1,24 Prozent.
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Arbeitsrechts-ABC   
Von A wie Abfertigung bis V wie vorzeitiger Austritt. Das Online-
Rechts-ABC der GPA-djp-Rechtsabteilung gibt einen umfassenden 
Überblick über alle Eventualitäten des Arbeitslebens. Häufig wieder-
kehrende Fragen und Probleme werden zusammengefasst und kom-
plexe Rechtsthemen einfach und auch für Laien gut nachvollziehbar 
erklärt. Das Arbeitsrechts-ABC ersetzt keine persönliche Beratung,  
es kann jedoch eine erste Orientierung ermöglichen und bei der  
Entscheidung weiterhelfen, ob es Sinn macht eine persönliche  
Rechtsberatung in Anspruch zu nehmen. 

Mehr dazu unter: www.gpa-djp/recht  

Mehrarbeit und Überstunden
Was ist das und wie werden sie abgegolten? 

Als Mehrarbeit wird jene Arbeit 
bezeichnet, die zwischen dem ver-
einbarten Normalarbeitszeitaus-
maß (z. B. 38,5 Wochenstunden) 
und dem gesetzlichen Normalar-
beitszeitausmaß (im Regelfall 40 
Wochenstunden) geleistet wird. Erst 
wenn über das gesetzliche Normal-
arbeitszeitausmaß hinaus gear-
beitet wird, fallen Überstunden an. 
Sind Sie vollzeitbeschäftigt, ist die 
von Ihnen geleistete Mehrarbeit – 
sofern der Kollektivvertrag nichts 
anderes bestimmt – zuschlagsfrei. 
Das bedeutet, Sie bekommen Mehr-
arbeit im Verhältnis 1:1 ausbezahlt 
oder durch Zeitausgleich abgegol-
ten. Teilzeitkräfte haben seit 1.1.2008 
Anspruch auf einen gesetzlichen 
Mehrarbeitszuschlag.

Überstundenarbeit liegt vor, wenn 
die gesetzlich zulässige wöchentli-
che Normalarbeitszeit von 40 Stun-
den oder die tägliche Normalarbeits-
zeit von 8 Stunden überschritten 
wird. Achtung: Die 40 bzw. 8 Stunden 
Normalarbeitszeit können im Rah-
men der gesetzlichen Möglichkeiten 
anders verteilt oder verlängert wer-
den. Für Überstunden gebührt jeden-
falls ein Zuschlag von 50 Prozent oder 
eine Abgeltung durch Zeitausgleich, 
also Freizeit. Der Überstundenzu-
schlag ist auch beim Zeitausgleich 
zu berücksichtigen. Nicht als Über-
stunden gelten: Gleitzeitguthaben, 
die übertragen werden können, und 
Zeitguthaben, die in die nächste 
Durchrechnungsperiode übertragen 
werden können. 

Tipps für erfolgreiche 
Bewerbungsgespräche  

In den meisten Firmen ist es 
nicht mehr nötig im Anzug/
Kostüm etc. zum Bewerbungs-
gespräch zu erscheinen. Frei-
zeitkleidung bzw. sehr legere 
Kleidung könnte aber einen 
negativen Eindruck hinter-
lassen.

Das Bewerbungsgespräch 
folgt immer einem ähnlichen 
Aufbau: Nach einer kurzen 
Einleitungsphase stellen sich 
InterviewerIn und Bewer-
berIn vor. Danach wird in 
der Regel über den Lebens-
lauf gesprochen. Schließlich 
werden das Unternehmen 
sowie Tätigkeit und Aufga-
bengebiet vorgestellt. Es ist 
sinnvoll, dass Sie sich im Vor-
hinein gut über das Unterneh-
men informieren und gezielte 
Fragen stellen können. 

Sie sollten unter keinen 
Umständen lügen, und wenn 
Sie Lücken in Ihrem Lebens-
lauf haben, sollten Sie sich 
auf dahingehende Fragen 
gut vorbereiten. 

Auf die Frage der Gehalts-
wünsche sollten Sie sich 
ebenfalls gut vorbereiten. Sie 
können ruhig mehr verlangen 
als angeboten wird, aber zu 
viel erweckt den Eindruck, 
dass Sie sich selbst über-
schätzen. Schauen Sie sich 
doch vor dem Bewerbungs-
gespräch den für die Branche 
gültigen Kollektivvertrag an.
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rund 180.000 Menschen aus Ungarn 
nach Österreich. 1968 flohen 162.000 
Menschen aus der damaligen Tsche-
choslowakei nach Österreich. In jün-
gerer Zeit hat Österreich nach dem 
Zerfall Jugoslawiens 90.000 Flücht-
linge aufgenommen.

Behauptung: 80 Prozent aller Flücht-
linge sind Wirtschaftsflüchtlinge.

Faktencheck: Die größte Flüchtlings-
gruppe waren im Jahr 2015 Men-
schen aus Afghanistan mit 25.202 
Anträgen. Knapp dahinter folgen 
mit 25.064 Ansuchen SyrerInnen. 
Schon deutlich darunter auf Platz 

Behauptung: Europa trägt die 
Hauptlast der Flüchtlingskrise.

Faktencheck: Nur ein winziger 
Bruchteil der Menschen, die welt-
weit auf der Flucht vor Krieg, Fol-
ter und Vertreibung sind, kommen 
nach Europa. Ende 2014 waren welt-
weit insgesamt 59,5 Millionen Men-
schen auf der Flucht. Die meisten 
davon flohen an einen sicheren Ort 
innerhalb ihres Landes. 95 Prozent 
aller syrischen Kriegsflüchtlinge 
wurden in den Nachbarländern auf-
genommen. Insgesamt versuchten 
2015 etwa eine Million Flüchtlinge 
die Einwanderung nach Europa. 

Das entspricht der Anzahl von Men-
schen, die in den Libanon geflüchtet 
sind. Einem Land mit 4,4 Millionen  
Einwohner und etwa der Größe von 
Tirol.

Behauptung: Wir erleben eine bei-
spiellose Flüchtlingskrise. Noch nie 
sind so viele Menschen nach Öster-
reich gekommen.

Faktencheck: Österreich hat in 
früheren Krisen bedeutend mehr 
Flüchtlinge aufgenommen. 2015 
wurden in Österreich 90.000 Ansu-
chen auf Asyl gestellt. Im Vergleich 
dazu kamen in den Jahren 1956/57 

Faktencheck Asyl 
Mythen und falsche Behauptungen rund um Asyl und Flucht analysiert und richtiggestellt.  
von Lucia Bauer
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Faktencheck

drei liegen IrakerInnen mit 13.528 
Anträgen. In allen drei Ländern 
herrscht seit Jahren Bürgerkrieg, 
Terror und Verfolgung. Die Anträge 
werden streng selektiert. Derzeit 
liegt die Anerkennungsquote bei 39 
Prozent. In Zahlen sind das 14.000 
positive Entscheidungen von 36.000 
Anträgen. Zusätzlich wurde 2.200 
Personen subsidiärer Schutz (befris-
teter Schutz vor Abschiebung, weil 
deren Leben oder Unversehrtheit 
im Herkunftsstaat gefährdet ist) 
gewährt.

Behauptung: Österreich kann sich 
die Flüchtlinge nicht leisten.

Faktencheck: Das Innenministe-
rium rechnet für das Jahr 2016 mit 
Gesamtkosten von insgesamt 565 
Millionen Euro. Im Vergleich dazu 
hat Österreich zwischen 2009 und 
2014 zehn Milliarden Euro für die 
Rettung von Banken ausgegeben. 
Allein im Jahr 2014 waren es mehr 
als vier Milliarden Euro. Annähernd 
gleich viel wie die Versorgung aller 
im Jahr 2016 erwarteten Flücht-
linge wird laut einer Berechnung 
des Innenministeriums im laufen-
den Jahr auch der Schutz der Gren-
zen kosten. 

Behauptung: 90 Prozent der Asyl-
werberInnen sind Männer, die ihre 
Familien im Stich lassen.

Faktencheck: Laut Zahlen des Innen-
ministeriums sind 76 Prozent der 
AsylwerberInnen Männer. Das liegt 
aber nicht daran, dass die Män-
ner ihre Familien im Stich lassen. 
Laut UNO-Flüchtlingshilfswerk 
UNHCR wird vielmehr Männern 
eher zugetraut, dass sie die Strapa-
zen der Flucht überstehen. Frauen 
seien zudem auf der Flucht noch 
der Gefahr sexueller Gewalt aus-
gesetzt. Bis zur jüngsten Verschär-
fung des Asylrechts in Österreich 
war es für Flüchtlinge möglich, nach 
ihrer Anerkennung ihre Ehepart-
nerInnen und minderjährigen Kin-
der legal nachzuholen. Wenn diese 

Möglichkeit wegfällt, bleibt Fami-
lien nichts anderes mehr übrig, als 
die Kinder auf die lebensgefährliche 
Flucht mitzunehmen.  

Behauptung: AsylwerberInnen neh-
men ÖsterreicherInnen die Arbeits-
plätze weg.

Faktencheck: Derzeit dürfen Asylsu-
chende nur in wenigen Ausnahme-
fällen in Österreich arbeiten. Erst 
wenn sie als Flüchtlinge anerkannt 
sind, dürfen sie sich auf Arbeitssu-
che machen. Bis dahin sind sie zur 
Untätigkeit verdammt und haben 
auch keinen Anspruch auf Schulun-
gen oder kostenlose Deutschkurse. 
Laut Berechnungen des Wifo würde 
die Integration der Asylwerber in 
den Arbeitsmarkt zwar kurzfristig 
eine geringe Steigerung der Arbeits-
losigkeit (um 0,23 Prozent) bewir-
ken, gleichzeitig aber die öffentliche 
Hand langfristig finanziell entlasten.

Behauptung: Die Flüchtlinge wer-
den durch die viel zu hohe Mindest-
sicherung nach Österreich gelockt.

Faktencheck: Asylsuchende haben 
kein Recht auf Mindestsicherung. Sie 
beziehen eine sogenannte Grund-
versorgung. Maximal 19 Euro erhält 
direkt die jeweilige organisierte 
Unterkunft für Asylsuchende. Der 
Asylsuchende selbst erhält maximal 
40 Euro pro Monat für alle persön-
lichen Ausgaben. Bei selbstständi-
gem Wohnen erhalten Betroffene 
nur maximal 320 Euro pro Person 
und Monat für alle anfallenden 

Ausgaben. Familien erhalten bis 
maximal 910 Euro pro Monat. Aus-
schließlich anerkannte Asylberech-
tigte haben Anspruch auf Mindestsi-
cherung. Dabei sind sie verpflichtet, 
jede zugewiesene Tätigkeit anzu-
nehmen, auch wenn diese ein gerin-
geres Einkommen zur Folge hat, als 
es die Mindestsicherung bietet.

Behauptung: Flüchtlinge können 
nicht so arm sein, die haben ja alle 
Smartphones.

Faktencheck: Fast alle Flüchtlinge 
haben Smartphones, weil diese die 
einzige Möglichkeit darstellen, mit 
Freunden und Familie in Kontakt 
zu bleiben. Das aus der Heimat mit-
gebrachte Smartphone ist für viele 
Menschen auf der Flucht der wich-
tigste (und oft einzige) Besitz. 

Behauptung: Die Flüchtlingswelle 
löst auch eine Kriminalitätswelle 
aus. 

Faktencheck: Gemessen an der 
Gesamtkriminalität machten die 
Anzeigen gegen Asylwerber im Jahr 
2015 nur 2,8 Prozent aus. Zwar stieg 
die Zahl der Straftaten durch Asyl-
suchende von 2014 auf 2015 an. In 
Relation zu der gestiegenen Zahl der 
Asylsuchenden ist die Zahl der tat-
verdächtigen Asylsuchenden jedoch 
stark rückläufig, heißt es in der Kri-
minalstatistik 2015. Klar ist aber: Je 
länger ein Flüchtling da ist, keine 
Arbeit hat und keine Perspektive, 
desto wahrscheinlicher ist es, dass 
er kriminell wird.  

Die Anerkennungsquote für Asylanträge in Österreich liegt derzeit bei 39 Prozent. 

©
 a

rb
or

pu
lc

hr
a 

- F
ot

ol
ia



24 Mai–Juni 2016

Service

ab sofort mit einem elektronischen 
Fahrtenbuch ausgerüstet würden. 
Das Ziel sei, den bürokratischen Auf-
wand zu reduzieren. Die Fahrzeuge 
wurden mit einem GPS-System 
mit Ortungsfunktion ausgestattet, 
das alle Fahrten aufzeichnete und 
automatisch an die Firmenzent-
rale übermittelte. Eine „Privatfunk-
tion“ ermöglichte den Mitarbeite-
rInnen, einzelne Fahrten als privat 
zu kennzeichnen. Eine Abschaltung 
des GPS-Systems war nicht mög-
lich.  Entgegen der ursprünglichen 
Ankündigung mussten die Mitarbei-
terInnen auch weiterhin zusätzlich 

Darf ein Unternehmen 
seine ArbeitnehmerInnen 
überwachen? Die Anwort 

ist „Jein“. Es gibt dafür verschie-
dene Regelungen. Die wichtigste 
davon ist allerdings: Kontrollmaß-
nahmen, die die Menschenwürde 
berühren, wie Überwachung durch 
Kameras oder sonstige elektroni-
sche Geräte, dürfen nur eingesetzt 
werden, wenn der Betriebsrat mit 
dem Betriebsinhaber darüber eine 
Betriebsvereinbarung getroffen 
hat. Der Inhaber eines mittelständi-
schen Unternehmens, der seine Mit-
arbeiterInnen per GPS überwachte, 

wollte das so lange nicht einsehen, 
bis er es schwarz auf weiß in einem 
Gerichtsurteil serviert bekam. 

Überwachung durch GPS-System  

Im Jahr 2008 wurde Elfriede L., 
Betriebsratsvorsitzende eines Ver-
sicherungsunternehmens einge-
laden, Gespräche über die Einfüh-
rung eines elektronischen Fahrten-
buchs zu führen. Im Jänner 2009 
schließlich wurden Frau L. sowie 
sämtlichen Außendienstmitarbei-
terInnen des Unternehmens mit-
geteilt, dass ihre Dienstfahrzeuge 

Big Brother am Arbeitsplatz 
Immer mehr Arbeitgeber nutzen die neuen technischen Möglichkeiten,  
um ihre MitarbeiterInnen auf Schritt und Tritt zu überwachen – auch ohne  
Zustimmung des Betriebsrats.
von Lucia Bauer
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Überwachung am Arbeitsplatz  
ist immer öfter Thema von  
Rechtsberatungen.



Service

25KOMPETENZMai–Juni 2016

 

 

zur GPS-Aufzeichnung manuell ein 
Fahrtenbuch führen. Wie sich im 
Laufe der Zeit herausstellte, nutzte 
das  Personalbüro auch die als privat 
gekennzeichneten Daten. So erhiel-
ten mehrere MitarbeiterInnen, unter 
anderem auch Frau L., Kontroll- 
anrufe des Personalbüros im Urlaub 
sowie im Krankenstand, weil sie das 
Dienstauto privat genutzt hatten.

Menschenwürde berührt 

Frau L. suchte mehrfach das 
Gespräch mit ihrem Chef und wies 
ihn auf die Notwendigkeit einer 
Betriebsvereinbarung hin und dar-
auf, dass die Überwachung die Men-
schenwürde aller betroffenen Mit-
arbeiterInnen berühre. Weil sie mit 
diesem Anliegen immer 
wieder nur auf Unver-
ständnis stieß, suchte 
sie die Unterstützung 
ihres betreuenden 
Sekretärs in der GPA-
djp. Mit Unterstützung 
der GPA-djp klagte die Betriebs-
ratsvorsitzende den Betriebsinha-
ber auf Unterlassung und forderte 
die Demontage der GPS-Boxen. Das 
Gericht gab ihr schließlich in allen 
Punkten recht. Die Möglickeit pri-
vate Fahrten zu markieren, wurde 
vom Gericht als irrelevant ange-
sehen. Im Urteil wurde festgehal-
ten, dass es sich bei den GPS-Boxen 
ohne jeden Zweifel um eine Kont-
rollmaßnahme handle, die die Men-
schenwürde berühre und die daher 
laut Arbeitsverfassungsgesetz nicht 
ohne Zustimmung des Betriebsrats 

Recht aktuell
hätte eingeführt werden dürfen. Der 
Betriebsinhaber musste  die GPS-
Boxen deinstallieren. 

Grundsätzlich gilt: Ob eine Kontroll-
maßnahme zustimmungspflichtig 
ist, muss im Einzelfall entschieden 
werden und hängt von der Inten-
sität der Kontrolle ab. Kontrollen 
wie etwa eine Zutrittskontrolle bei 
Betreten des Arbeitsorts (Stechuhr) 
oder die Pflicht zum Tragen eines 
Firmenausweises auf dem Firmen-
gelände werden im Allgemeinen die 
Menschenwürde nicht berühren. Sie 
bedürfen daher vor ihrer Einführung 
nicht unbedingt der Regelung durch 
Betriebsvereinbarung. Berührt wird 
die Menschenwürde jedoch bei Kon-
trollmaßnahmen wie z. B. auf den 

Arbeitsplatz gerichteten Videoka-
meras oder laufende Aufzeichnung 
der Arbeitsleistung. Auch die stän-
dige Lokalisierung des Aufenthalts-
ortes eines Dienstwagens und die 
damit erfolgende Überwachung 
des Aufenthaltsortes des Arbeitneh-
mers/der Arbeitnehmerin stellen 
eine beträchtliche Kontrolle dar, die 
durch ein entsprechend gewichtiges 
Interesse des Arbeitgebers gerecht-
fertigt sein müsste. Solche Maßnah-
men können dennoch zulässig sein, 
aber nur bei Vorliegen einer entspre-
chenden Betriebsvereinbarung. In 

„Kontrollmaßnahmen, die die Men-
schenwürde berühren und nicht durch 
Betriebsvereinbarung geregelt sind, 
sind unzulässig und daher umgehend 
einzustellen. ArbeitnehmerInnen 
müssen sich solchen Kontrollmaßnah-
men nicht unterwerfen und können 
beim Arbeits- und Sozialgericht auf 
Unterlassung klagen.“ 

Rechtsexpertin
Andrea Komar
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Die technischen Möglichkeiten sind scheinbar unbegrenzt 
und die einzelnen Systeme werden immer leistungsstärker 
und immer häufiger miteinander verknüpft. Die Abteilung 
Arbeit und Technik hat daher einen Weblog zu diesem Thema 
erstellt, der Interessierte regelmäßig über Datenschutz, Über-
wachungs- und Kontrollmaßnahmen am Arbeitsplatz sowie 
soziale Verantwortung, Demokratie im Betrieb und Arbeits-
organisation  informiert. 

einer solchen Betriebsverein-
barung sollte die Vorgangs-
weise geregelt werden, z. B. 
zu welchem Zweck die Daten 
aufgezeichnet werden, wer 
Einsicht nehmen darf und 
wie lange die Aufzeichnun-

gen aufbewahrt werden dürfen. 

Betriebe ohne Betriebsrat

In betriebsratslosen Betrieben dür-
fen solche Kontrollmaßnahmen 
nur mit Zustimmung der einzel-
nen ArbeitnehmerInnen durchge-
führt werden, die jederzeit wider-
rufen werden kann, sofern nicht 
schriftlich eine Befristung der Kon-
trollmaßnahme vereinbart wurde. 
Ausnahme: Der Arbeitgeber darf 
im Einzelfall kontrollieren, wenn er 
ein objektiv berechtigtes Interesse 
daran hat, etwa wenn der konkrete 
Verdacht einer strafbaren Handlung 
(z. B. Herunterladen harter Porno-
graphie oder Verstoß gegen das Wie-
derbetätigungsverbot) besteht.

Wer das Gefühl hat, vom Arbeitgeber 
rechtswidrig überwacht zu werden, 
sollte sich zunächst an den Betriebs-
rat wenden. Selbstverständlich steht 
auch die GPA-djp als Ansprechpart-
nerin für Beratung und Hilfe zur  
Verfügung.  

Überwachung am Arbeitsplatz muss  
nicht einfach hingenommen werden.
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Leistbares Wohnen   
am Fuße des Bisambergs
Spatenstich für 96 geförderte Mietwohnungen am Beer-Hofmann-Weg/ 
Fritz-Kandl-Gasse 66 in Wien Floridsdorf.
von Christian Swoboda

Die neue Wohnhausanlage 
der WBV-GPA in der Fritz-
Kandl-Gasse 66, die im Som-

mer 2017 bezugsfertig sein wird, 
liegt am Ortsrand von Strebersdorf 
und damit in der Nähe der Erho-
lungsgebiete Bisamberg und March- 
feldkanal. Wohnbaustadtrat 
Michael Ludwig, Bezirksvorsteher 
Georg Papai sowie die Geschäftsfüh-
rung der WBV-GPA nahmen kürzlich 
den Spatenstich für das Projekt vor.
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„Beste Wohnqualität, Naherho-
lungsgebiete vor der Haustüre und 
gleichzeitig leistbare Konditionen 
für die Mieterinnen und Mieter:  Die 
Fördermittel der Stadt Wien – insge-
samt 4,1 Millionen Euro bei Gesamt-
baukosten von 12,3 Millionen Euro 
– ermöglichen auch bei diesem 
schönen Projekt hochwertiges und 
erschwingliches Wohnen“, unter-
strich Wohnbaustadtrat Michael 
Ludwig.

Ausgewogener Wohnungs-Mix 
mit viel Freiraum

Die Wohnhausanlage besteht aus 24 
reihenhausähnlichen Atriumhäu-
sern, die einen Gartenhof umschlie-
ßen. Das Wohnungsangebot in den 
Häusern umfasst eingeschossige 
Wohnungen sowie auch einige Mai-
sonetten. Alle Wohnungen (53,8 
bis 122,4 m²) sind ausgezeichnet 
belichtet und verfügen über private 

Bild v. l. n. r.: Michael Gehbauer, Andrea Reven-Holzmann (beide GF WBV-GPA), Wohnbaustadtrat  
Michael Ludwig und Bezirksvorsteher Georg Papai
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Freiräume wie Balkone, Terrassen, 
Loggien oder Mietergärten.

„Das neue Wohnprojekt ist architek-
tonisch sehr durchdacht und fügt 
sich mit seinem dörflichen Cha-
rakter ausgezeichnet in die Umge-
bung ein. Gleichzeitig ist es sehr 
gut an die Infrastruktur angebun-
den. Die neuen Bewohnerinnen und 
Bewohner werden sich mit Sicher-
heit im Grätzel wohlfühlen“, zeigte 
sich Bezirksvorsteher Georg Papai 
überzeugt.

Die Erschließung der Wohnungen 
erfolgt über helle, offene Garten-
wege, Laubengänge oder Stiegen-
häuser. Mehrere gemeinschaftli-
che Grün- und Freiflächen sind vor-
gesehen, darunter „grüne Inseln“ 
mit Baumbepflanzungen, Wiesen-
flächen sowie ein großer Kinder-
spielplatz (500 m²). Den künftigen 
BewohnerInnen steht außerdem ein 
flexibel nutzbarer Gemeinschafts-
raum mit Küche, WC und Verbin-
dung zum Gartenhof bzw. Kinder-
spielplatz zur Verfügung. 

Die Wohnhäuser werden von einem 
Gas-Brennwert-Kessel mit Warm-
wasser und Heizwärme versorgt, 
der in Kombination mit einer Solar-
anlage betrieben wird. Mit einer 
Garage für 71 Fahrzeuge sowie 217 
Fahrradabstellplätzen stehen ausrei-
chend Abstellflächen zur Verfügung.

Lage und Infrastruktur

Durch die Nähe zum Ortskern Stre-
bersdorf sind Geschäfte für den täg-
lichen Einkaufsbedarf in Reichweite. 
In der Wohnumgebung gibt es ein 
vielfältiges Schul- und Kindergar-
tenangebot, ein Kindergarten befin-
det sich sogar direkt gegenüber der 
Anlage. In der Freizeit lädt der nahe 
Bisamberg zu ausgedehnten Spa-
ziergängen und Ausflügen mit der 
ganzen Familie ein. Entlang des 
Marchfeldkanals können sich die 
BewohnerInnen sportlich betätigen.

Wohnungsberatung

Wohnbauvereinigung für 
Privatangestellte
WBV-GPA Wohnungsservice 
– Gassenlokal
1010 Wien, Werdertorgasse 9
Tel.: (01) 533 34 14
Internet: www.wbv-gpa.at
wohnungsservice@wbv-gpa.at
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FREIE WOHNUNGEN 
Bestehende Objekte:

•  8761 Pöls, Andreas-Rein-Gasse 
10–18/Burgogasse 12–16, 2- bis 
5-Zimmer-Wohnung frei, HWB 
144 KWh/m2/a

•  8605 Kapfenberg, Pestalozzistr. 
3, Pötschenweg 5a, 1- + 2-Zim-
mer-Wohnung, frei, HWB  
58,36 KWh/m2/a

•  8605 Kapfenberg, Johann-
Böhm-Str. 33, 3-Zimmer-Woh-
nung, 65 m2, Loggia, HWB 48,47 
KWh/m2/a

•  3002 Purkersdorf, Herrengasse 
6a, 4-Zimmer-Wohnung, 117 m2, 
Loggia, HWB 39 KWh/m2/a

•  Gloggnitz, Stuppacherstr. 6,  
1-Zimmer-Wohnung, 33 m2, 
HWB 60 KWh/m2/a

„Die WBV-GPA ist stolz darauf, 
mit dieser Wohnhausanlage eine 
moderne Neuinterpretation des 
„Wohnen im Grünen“ im Sinne ihrer 
Maxime „sozial, kostengünstig und 
innovativ“ vornehmen zu können, 
die eine hohe Lebensqualität bie-
tet und die ihren Bewohnerinnen 
und Bewohnern viel Freude berei-
ten wird“, hielt Michael Gehbauer, 
Geschäftsführer der WBV-GPA, fest.

Preise für geförderte Miet- 
und SMART-Wohnungen

Für die 64 geförderten Mietwoh-
nungen belaufen sich die Eigenmit-
tel auf ca. € 262,–/m² Nutzfläche, 

und die monatl. Kosten sind mit ca. 
€ 7,80/m² Nutzfläche zu nennen. Die 
32 SMART-Wohnungen sehen Eigen-
mittel in der Höhe von ca. € 60,–/m² 
Nutzfläche und monatl. Kosten im 
Ausmaß von ca. € 7,50/m² Nutzflä-
che vor. 
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VILA VITA Pannonia****

Das 200 ha Naturparadies VILA 
VITA Pannonia**** liegt einge-
bettet in die einmalige Step-
penlandschaft des Seewinkels. 
Ganz gleich, ob in einer der 
zahlreichen Sport-Einrichtun-
gen, im weitläufigen Wellness- 
und Saunaparc oder im reich 
bestückten Weinkeller – von 
der ersten Minute an stehen  
im VILA VITA Pannonia Wohl-
fühlen und Genießen im 
Vordergrund.

Buchen Sie unter dem Code 
„Mitglieder-Konditionen 
2016“! Mit der GPA-djp-CARD:  
15 % Rabatt auf den regu-
lären Listenpreis für Über- 
nachtungen/Halbpension.

VILA VITA Pannonia****
Storchengasse 1, 7152 Pamhagen
Tel.: 02175/21 80-0
www.vilavitapannonia.at

Freizeitspaß
Der Sommer naht mit großen Schritten, 
entdecken Sie in Vorfreude darauf mit 
Ihrer GPA-djp-CARD zahlreiche attraktive 
Angebote für Mitglieder! 

Schiffausflug in die Wachau 
ab Wien-Nußdorf

Jeden Sonntag und Montag 
von 15.5.–23.10.2016. Am Vormit-
tag steht in Tulln ein Stopp zur 
Mostbirnen-Sektprobe am Pro-
gramm, am Nachmittag können 
Sie zwischen einem Aufenthalt 
in Krems, Dürnstein, Weißen-
kirchen oder in Spitz wählen. 
Inklusive Frühstück, 3-Gang-
Mittagessen und bei der Rück-
fahrt 2-Gang-Abendessen.

Für GPA-djp-Mitglieder 25 % 
Ermäßigung pro Person:

Mo.: EUR 35,70 statt 47,50
So.: EUR 37,90 statt 50,50 
Kinder bis 11,9 Jahre gratis,  
von 12–14,9 Jahre nur 50 %!

Buchung mit Code „GPA16“:
Tel.: 0732/20 80-39
kaiserin@donautouristik.com 
oder www.donaureisen.at
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Die 70er – Damals  
war Zukunft

Bis 6. November 2016 beleuch-
tet die Schallaburg mit „Die 
70er – Damals war Zukunft“ 
ein Jahrzehnt des gesellschaft-
lichen Aufbruchs. Sind die For-
derungen von damals in Zeiten 
von Fukushima, Occupy und 
einer weltweiten Migrations-
bewegung aktueller denn je?

Die Ausstellung ruft bunte Erin-
nerungen wach und gibt gleich-
zeitig Anstöße zur Auseinan-
dersetzung mit der Gegenwart.

Öffnungszeiten:
Mo. bis Fr., 9 bis 17 Uhr
Sa., So./Feiertage, 9 bis 18 Uhr
Bei Vorlage der GPA-djp-CARD 
ermäßigter Eintritt:
EUR 10,– statt 11,–

Infos zur Ausstellung:
www.schallaburg.at
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City Airport Train (CAT)
Mit nur 16 Minuten Fahrzeit 
ist der CAT die mit Abstand  
schnellste Verbindung zwi-
schen dem Flughafen und dem 
Zentrum Wiens und verkehrt 
täglich im Halbstundentakt von 
5.36 bis 23.39 Uhr.

Ermäßigte Fahrkarten für GPA-
djp-Mitglieder im Internet:
• Single-Ticket EUR 10,–
• Return-Ticket EUR 16,–

Um den ermäßigten Tarif 
buchen zu können, bitte im Feld 
„Ermäßigungscode eingeben“ 
Folgendes eintragen:
• GPA-S für Single-Ticket
• GPA-R für Return-Ticket

Im Zug selbst muss zum Ticket 
die GPA-djp-CARD vorgewiesen 
werden!

Buchung und Infos:
www.cityairporttrain.com

Hollywood Megaplex
Ermäßigung bei Tickets und 
Kinobuffet für GPA-djp-Mitglie-
der in den Hollywood Megaplex 
Kinos in Wien, St. Pölten, 
Pasching und Innsbruck. 

Durch Vorweisen eines Gut-
scheines mit QR-Code 20 % 
Rabatt beim Ticketkauf (Rabatt 
auf Ticketvollpreis) und 10 % 
Rabatt beim Kinobuffet!

Der Gutschein ist in allen Hol-
lywood Megaplex Kinos für ein 
oder zwei Personen bis 31.12.2016 
gültig. Gilt nicht für Sonderver-
anstaltungen, Live-Events und 
Featurevorstellungen. 

Bitte den Gutschein unter www.
gpa-djp.at/card direkt beim 
CARD-Angebot downloaden 
und ausdrucken oder am Handy 
speichern. Der Gutschein ist im 
Gültigkeitszeitraum mehrmals 
verwendbar!
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Symposium 2016
Vom Krankheits- zum Gesund-
heitssystem: Stress, Arbeits- 
und psychische Belastungen 
bis hin zum Burn-out stellen 
für ArbeitnehmerInnen jähr-
lich steigende Belastungen und 
Herausforderungen dar. Es gilt, 
mit neuen Konzepten Gesund-
heit und ihre Förderung am 
Arbeitsplatz zu ermöglichen.

Kosten (inkl. Unterlagen und 
Verpflegung):
1 Tag EUR 190,– / 2 Tage EUR 340,–

StudentInnen & PensionistInnen:
1 Tag EUR 90,– / 2 Tage EUR 160,–

ÖGB-FunktionärInnen und 
BetriebsrätInnen: 2 Personen  
um EUR 340,–

9. und 10. Juni 2016
Friedensburg Schlaining
Klingergasse 2–4
7461 Stadtschlaining

CARD-Angebote

Nähere Infos

zu diesen und vielen anderen CARD-Vorteils-
angeboten finden Sie unter: www.gpa-djp.at/card 
Hier können Sie auch den CARD-Newsletter abonnieren und erhalten 
monatlich per E-Mail aktuelle CARD-Infos.

Steht Ihnen kein Internetzugang zur Verfügung, senden wir Ihnen 
gerne die CARD-Broschüre zu. Bestellungen: Tel.-Nr.: 05 03 01-301,  
service@gpa-djp.at
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Veranstaltungen

18. Mai bis 23. Juni 2016

frau franzi: König Lear –  
eine Welturaufführung!
KosmosTheater, Wien

Darf eine tragische Geschichte 
komisch sein? Die „schäggs-
bianarrische“ frau franzi hat sich 
wieder einmal über eines der 
großen Dramen Shakespeares 
hergemacht.

Info: www.kosmostheater.at
Karten: 01/523 12 26

25. Juni bis 30. Juli 2016

Teatro Barocco:  
Piramo e Tisbe
Stift Altenburg

Im schönsten Barocksaaltheater 
Österreichs inszeniert Teatro 
Barocco unter Intendant Bernd R. 
Bienert das musikalische Drama 
„Piramo e Tisbe“ von J. A. Hasse.

Karten & Info:  
0699/18 39 69 69
10 % CARD-Ermäßigung

30. Juni bis 6. August 2016

Der Diener zweier Herren
Festspiele Stockerau

Das bekannteste Bühnenstück 
des weltberühmten italienischen 
Dramatikers Carlo Goldoni gilt 
als Höhepunkt der Commedia 
dell’arte.

Karten & Info: 02266/676 89 
oder www.festspiele-stockerau.at
10 % CARD-Ermäßigung mit 
Code „GPA“

Gewinnspiele und Ermäßigungen
Alle markierten Produkte können Sie gewinnen!  Senden Sie dazu eine Postkarte an die Redaktion  
KOMPETENZ, 1034 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1, Kennwort: Name der jeweiligen Veranstaltung bzw. online:  

www.gpa-djp.at/gewinnspiel, Einsendeschluss 8. Mai 2016. Keine Barablösung. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.Gew
in

nen Sie
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Apassionata 2016:  
Im Bann des Spiegels
Wiener Stadthalle

Ein mysteriöses Spiegelkabinett, 
ein rätselhafter Zauber und die 
Kraft von Liebe und Freundschaft: 
Das sind die Zutaten für die  
neue Show.

Info: 01/585 69 96-25
Karten: tickets@LSKonzerte.at
20 % CARD-Ermäßigung

12. Juni 2016

Chris Lohner:  
Lohner führt sich auf
Wiener Metropol/Pawlatschen

Ein unterhaltsames und amüsan-
tes Programm, basierend auf 
ihrem Bestseller „Wer liegt da 
unter meinem Bett?“, erschienen 
im Verlag Echo Media.

Info: 01/585 69 96-15
Karten: tickets@LSKonzerte.at
20 % CARD-Ermäßigung
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16. Juni 2016

Isabella Woldrich:  
Artgerechte Frauenhaltung
Wiener Metropol/Pawlatschen

Isabella Woldrich begibt sich 
erneut ins Beziehungsgehege  
und erklärt, was sich in den ver-
gangenen Jahrzehnten verändert  
hat.

Info: 01/585 69 96-15
Karten: tickets@LSKonzerte.at
20 % CARD-Ermäßigung
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Bücher

Elisabeth Wehling: Politisches 
Framing. Wie eine Nation sich 
ihr Denken einredet – und 
daraus Politik macht. 
Herbert von Halem Verlag 2016, 
ISBN 978-3-86962-208-8 
21,50 Euro

Schon die Prämisse in Elisabeth 
Wehlings neuem Buch muss 
etwas verwundern, nach welcher 
„… viele Bürger, Journalisten, 
Meinungsforscher und Politiker“ 
bis heute einer althergebrachten 
Idee  aufsitzen würden, welcher 
zufolge politisches Denken 
bewusst, rational und objektiv sei. 
Und auch die Feststellung, dass 
die moderne Neuro- und Kogni-
tionswissenschaft die „klassische 
Vernunft“ längst zu Grabe getra-
gen habe, kann angesichts einer 
jahrhundertealten philosophischen 
Tradition, den Arbeiten Sigmund 
Freuds und den Forschungen der 
frühen Frankfurter Schule bis hin 

 

Alexander Markowetz:  
Digitaler Burnout. Warum 
unsere permanente Smart-
phone-Nutzung gefährlich ist
Droemer Verlag, 
ISBN 978-3-426-27670-9
19,99 Euro

Im Schnitt drei Stunden täglich 
befassen wir uns mit unserem 
Smartphone, 55-mal am Tag 
nehmen wir es zur Hand. 
Entsprechend abgehackt und 
mühsam ist oft die Kommunika-
tion. Und das ist mehr als nur 
nervig. Welche dramatischen 
Folgen die digitale Permanenz 
für unsere Gesundheit, unser 
Leben und unsere Gesellschaft 
hat, und was wir dagegen tun 
können – diesen Fragen geht 
Alexander Markowetz in seinem 
brisanten Buch auf den Grund.

Durch die ständigen Unterbre-
chungen wird es schwer, sich 

zu konzentrieren und 
aufmerksam zu sein. Das 
ständige Wachen über 
dem Smartphone gleicht 
einer permanenten Alarm-
bereitschaft. Ähnlich wie 
bei der Spielsucht führt das 
dazu, dass im Gehirn das 
Glückshormon Dopamin 
freigesetzt wird und eine 
Abhängigkeit entsteht, die 
wiederum Voraussetzung für das 
Entstehen des Digitalen Burnouts ist.

Während wir davon ausgehen, 
dass das Smartphone uns ständig 
über die wichtigsten Dinge des 
Lebens am Laufenden hält, verlieren 
wir in Wahrheit beim Arbeiten an 
Produktivität bei der Arbeit. Durch 
die vielen Unterbrechungen errei-
chen wir nämlich nur noch selten 
bei der Arbeit den sogenannten 
„Flow“, ein äußerst konzentriertes, 
fast schon meditatives Versinken in 
der Arbeit durch Ausblenden der 
Umgebung. Dieser Zustand  

ist jedoch entscheidend, 
wenn es um komplexe 
oder kreative Aufgaben 
geht. 

Dass Menschen wirklich 
zum sogenannten Multi-
tasking fähig sind, stellt 
Markowetz in Abrede. 
Wer über Jahre hinweg 
versucht, immer mehrere 

Dinge zugleich zu erledigen, 
dem droht eine chronische Auf-
merksamkeitsstörung.

Als Ausweg aus dem digitalen 
Wahnsinn schlägt Markowetz 
Wege zu einer Verhaltensän-
derung vor. Dazu gehört unter 
anderem, die Firmenmails nach 
Feierabend auszuschalten. 
Ganz wichtig ist es außerdem, 
das eigene Verhalten im Zusam-
menhang mit Smartphones zu 
reflektieren. 

Lucia Bauer 

zur sogenannten Postmo-
derne – um nur wenige zu 
nennen – nicht gerade als 
genuine Leistung verstan-
den werden.  

Ebenfalls ist es besten-
falls als problematisch 
zu betrachten, wenn in 
einem Text, der immerhin 
eine Theorie gewisser 
„Frames“ präsentieren will, 
welche Denken, Wahrnehmung und 
Handeln bestimmen würden, äußerst 
leichtfertig mit sehr problematischen 
Ausdrücken wie  etwa „unbewusste 
Schlussfolgerungen“ oder einem 
„unbewussten Denken“ umgegangen 
wird. Die theoretische Dünnhäutig-
keit der Ausführungen untergräbt 
den Stil – um nicht zu sagen den 
Frame – des Buches selbst, nämlich 
besser verständlich zu machen, wie 
Politik mit Sprache beeinflusst. Der 
Begriff „Frame“ bleibt selbst äußerst 
problematisch.

Und doch, hat man sich 
einmal auf den Duktus 
der Autorin eingelassen, 
schärft man den Blick 
auf gewisse Eigenheiten 
von Sprache, vor allem 
einer Sprache der Politik 
(oder vielleicht doch 
mehr der Medien?). 
Das kann helfen, den 
Umgang mit Begriffen 
und deren Verwendung 

etwas systematischer zu betrach-
ten. Und auch wenn man daran 
zweifeln darf, dass mit der 
Idee des „Politischen Framings“ 
das richtige Instrumentarium 
zu solcher Analyse geliefert ist, 
einer zentralen Aussage der 
Autorin will ich jedenfalls zustim-
men: „Demokratie … heißt 
immer auch, Werte zu begreifen 
und sprachlich umzusetzen“ und 
das vor allem für die Politik.

Marc Pieber

Die vorgestellten Bücher sind portofrei über den Verlag des Österreichischen Gewerkschaftsbundes GmbH, 
1010 Wien, Rathausstraße 21, zu beziehen.  Mehr dazu auf  www.oegbverlag.at 
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